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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung be- 
schlossenen 


Entwurf eines Gesetzes zu dem Abkommen 
vom 30. Januar 1962 zwischen der Bundes- 
republik Deutschland und dem Königreich 
Dänemark zur Vermeidung der Doppel- 
besteuerung und über gegenseitige Amts- 
und Rechtshilfe auf dem Gebiete der Steuern 
vom Einkommen und vom Vermögen sowie 
der Gewerbesteuer und der Grundsteuern 

nebst Begründung und den Wortlaut des Abkommens in deut- 
scher und dänischer Sprache sowie die Denkschrift zum Abkom- 
men mit der Bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundes- 
tages herbeizuführen. 

Federführend sind die Bundesminister der Finanzen und des 
Auswärtigen. 

Der Bundesrat hat in seiner 249. Sitzung am 26. Oktober 1962 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen 
den Gesetzentwurf keine Einwendungen zu erheben. Er ist der 
Ansicht, daß das Gesetz seiner Zustimmung bedarf. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Ludwig Erhard 
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Entwurf eines Gesetzes 
zu dem Abkommen vom 30. Januar 1962 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und dem Königreich Dänemark 
zur Vermeidung der Doppelbesteuerung 
und über gegenseitige Amts- und Rechtshilfe 
auf dem Gebiete der Steuern vom Einkommen und vom Vermögen 
sowie der Gewerbesteuer und der Grundsteuern 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Dem in Kopenhagen am 30. Januar 1962 Unter- 
zeichneten Abkommen zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und dem Königreich Dänemark zur 
Vermeidung der Doppelbesteuerung und über gegen- 
seitige Amts- und Rechtshilfe auf dem Gebiete der 
Steuern vom Einkommen und vom Vermögen sowie 
der Gewerbesteuer und der Grundsteuern wird zu- 
gestimmt. Das Abkommen wird nachstehend ver- 
öffentlicht. 


Artikel 2 

Das Gesetz gilt auch im Land Berlin, sofern das 
Land Berlin die Anwendung dieses Gesetzes fest- 
stellt. 


Artikel 3 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Ver- 
kündung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem das Abkommen nach seinem 
Artikel 28 Abs. 2 in Kraft tritt, ist im Bundesgesetz- 
blatt bekanntzugeben. 


Begründung 


Zu Artikel 1 

Die Zustimmung des Bundestages ist nach Artikel 59 
Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes erforderlich, weil 
das Abkommen sich auf Steuern vom Einkommen 
und vom Vermögen sowie auf Realsteuern und 
damit auf Gegenstände der Bundesgesetzgebung be- 
zieht. Die Zustimmung des Bundesrates ist nach 
Artikel 105 Abs. 3 des Grundgesetzes erforderlich, 
weil das Aufkommen aus den vom Abkommen be- 
troffenen Steuern gemäß Artikel 106 des Grundge- 
setzes ganz oder zum Teil den Ländern und den 
Gemeinden zufließt. 

Zu Artikel 2 

Das Abkommen soll auch im Land Berlin Anwen- 
dung finden; das Gesetz enthält deshalb die übliche 
Berlin-Klausel. 


Zu Artikel 3 

Absatz 1 

Diese Vorschrift entspricht den Erfordernissen des 
Artikels 82 Abs. 2 des Grundgesetzes. 

Absatz 2 

Der Zeitpunkt, an dem das Abkommen nach seinem 
Artikel 28 Abs. 2 in Kraft tritt, ist im Bundesgesetz- 
blatt bekanntzugeben. 


Da die im Abkommen getroffenen Vereinbarungen 
auf Gegenseitigkeit beruhen und grundsätzlich un- 
befristet sind, läßt sich nicht angeben, in welcher 
Höhe für Bund, Länder und Gemeinden Kosten ent- 
stehen. 
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Abkommen 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und dem Königreich Dänemark 
zur Vermeidung der Doppelbesteuerung 
und über gegenseitige Amts- und Rechtshilfe 
auf dem Gebiete der Steuern vom Einkommen und vom Vermögen 
sowie der Gewerbesteuer und der Grundsteuern 

Overenskomst 

mellem Kongeriget Danmark 
og Forbundsrepublikken Tyskland 
til undgäelse af doppeltbeskatning 
og om gensidig administrativ og retslig bistand 
vedrorende skatter af indkomst og formue 
samt erhvervsskat (Gewerbesteuer) og ejendomsskatter 


DIE BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND 
und 

DAS KÖNIGREICH DÄNEMARK 

SIND, von dem Wunsche geleitet, auf dem Gebiete der 
Steuern vom Einkommen und vom Vermögen sowie 
der Gewerbesteuer und der Grundsteuern die Doppel- 
besteuerung zu vermeiden und Grundsätze über gegen- 
seitige Amts- und Rechtshilfe aufzustellen, 

ÜBEREINGEKOMMEN, das nachstehende Abkom- 
men abzuschließen. 

Zu diesem Zweck haben zu Bevollmächtigten ernannt: 

Der Präsident der Bundesrepublik Deutschland: 

Herrn Dr. Hans Berger, 

Botschafter der Bundesrepublik Deutschland 
in Kopenhagen, 

Seine Majestät der König von Dänemark; 

Herrn Jens Otto Krag, 

Minister des Äußern, 

die nach Austausch ihrer in guter und gehöriger Form 
befundenen Vollmachten folgendes vereinbart haben: 

Artikel 1 

(1) Dieses Abkommen gilt, ohne Rücksicht auf die Art 
der Erhebung, für Steuern vom Einkommen und vom 
Vermögen, die für Rechnung eines der beiden Vertrag- 
staaten, seiner Länder, Gemeinden oder Gemeindever- 
bände (auch in Form von Zuschlägen) erhoben werden. 

(2) Als Steuern vom Einkommen und vom Vermögen 
gelten alle Steuern, die vom Gesamteinkommen, vom 
Gesamtvermögen oder von Teilen des Einkommens oder 
des Vermögens erhoben werden, einschließlich der 
Steuern vom Gewinn aus der Veräußerung beweglichen 
oder unbeweglichen Vermögens sowie der in der Bundes- 
republik Deutschland erhobenen Gewerbesteuer. 

(3) Zu den Steuern, für die dieses Abkommen gilt, ge- 
hören zur Zeit: 

1. in der Bundesrepublik Deutschland: 

a) die Einkommensteuer (einschließlich der Lohn- 
steuer, der Kapitalertragsteuer und der Auf- 
sichtsratsteuer), 


KONGERIGET DANMARK 
og 

FORBUNDSREPUBLIKKEN TYSKLAND, 

DER onsker at uridgä dobbeltbeskatning vedrorende 
skatter af indkomst og formue samt erhvervsskat (Ge- 
werbesteuer) og ejendomsskatter og at fastsaette regier 
om gensidig administrativ og retslig bistand, 

ER BLEVET ENIGE om at indgä nedenstaende over- 
enskomst. 

Med henblik herpä har til befuldmaegtigede udnaevnt: 

Hans Majestaet Köngen af Danmark: 

Hr. Jens Otto Krag, 
udenrigsminister, 

Forbundsrepublikken Tysklands Praesident: 

Hr. Dr. Hans Berger, 

Forbundsrepublikken Tysklands ambassador i Kobenhavn, 

som efter at have udvekslet deres fuldmagter, der blev 
fundet i god og behorig form, er blevet enige om fol- 
gende: 

Artikel 1 

(1) Denne overenskomst skal finde anvendelse pä ind- 
komst- og formueskatter (herunder tillaegsskatter), der 
udskrives pä hver af de kontraherende staters, deres 
enkeltstaters („Länder"), kommuners eller kommunalfor- 
bunds vegne, uden hensyn til, hvorledes de opkraeves. 

(2) Som indkomst- og formueskatter anses alle skatter, 
der pälignes pä grundlag af hele indkomsten, hele for- 
muen, eller dele af indkomsten eller formuen, herunder 
skatter pä fortjeneste ved salg af losore eller fast ejen- 
dom sävelsom den i Forbundsrepublikken Tyskland op- 
kraevede erhvervsskat (Gewerbesteuer). 

(3) De skatter, pä hvilke overenskomsten finder an- 
vendeisG, er for tiden: 

1. i Forbundsrepublikken Tyskland: 

a) indkomstskatten (herunder lonskatten [Lohn- 
steuer], skatten pä kapitalindkomst [Kapital- 
ertragsteuer] og skatten af bestyrelseshono- 
rarer [Aufsichtsratsteuer]), 
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b) die Körperschaftsteuer, 

c) die Vermogensteuer, 

d) die Gewerbesteuer, 

e) die Grundsteuer 

(im folgenden als „Steuern der Bundesrepublik" 

bezeichnet) ; 

2. im Königreich Dänemark: 

a) die ordentliche und außerordentliche Einkom- 
mensteuer des Staates, 

b) die Vermögensteuer des Staates, 

c) die Einkommensteuern der Gemeinden, 

d) die Leistungen für die Volkspension, 

e) die Seemannsteuer, 

f) die besondere Einkommensteuer, 

g) die Abgaben für die Volkskirche, 

h) die Grundsteuern 

(im folgenden als „dänische Steuern" bezeichnet). 

(4) Dieses Abkommen gilt auch für alle Steuern gleicher 
oder ähnlicher Art, die künftig neben den bestehenden 
Steuern oder an deren Stelle erhoben werden. Die zu- 
ständigen Behörden der Vertragstaaten werden sich am 
Ende eines jeden Jahres die in ihren Steuergesetzen ein- 
getretenen Änderungen mitteilen. 

(5) Dieses Abkommen gilt nicht für einmalige Steuern 
vom Einkommen, vom Vermögen oder vom Vermögens- 
zuwachs. 

(6) Die zuständigen Behörden der Vertragstaaten wer- 
den im beiderseitigen Einvernehmen alle etwaigen 
Zweifel darüber klären, für welche Steuern dieses Ab- 
kommen zu gelten hat. 


Artikel 2 

(1) Für die Anwendung dieses Abkommens gilt fol- 
gendes: 

1. Der Ausdruck „Person" umfaßt 

a) natürliche Personen, 

b) juristische Personen; Personenvereinigungen 
und Vermögensmassen, die als solche der Be- 
steuerung wie eine juristische Person unter- 
liegen, gelten als juristische Personen, 

2. aj Im Sinne dieses Abkommens bedeutet der 

Ausdruck „eine' in einem der Vertragstaaten 
ansässige Person" eine Person, die nach dem 
Rechte dieses Staates dort auf Grund ihres 
Wohnsitzes, ihres Aufenthaltes, des Ortes 
ihrer Geschäftsleitung oder eines anderen 
ähnlichen Merkmals steuerpflichtig ist. 

b) Ist nach Buchstabe a eine natürliche Person 
in beiden Vertragstaaten ansässig, so gilt 
folgendes: 

(aa) Die Person gilt als in dem Vertragstaat 
ansässig, in dem sie über eine ständige 
Wohnstätte verfügt. Verfügt sie in bei- 
den Vertragstaaten über eine ständige 
Wohnstätte, so gilt sie als in dem Ver- 
tragstaat ansässig, zu dem sie die enge- 
ren persönlichen und wirtschaftlichen 
Beziehungen hat (Mittelpunkt der Le- 
bensintercssen). 

(bb) Kann nicht bestimmt werden, in welchem 
Vertragstaate die Person den Mittelpunkt 
der Lebensinteressen hat, oder verfügt 


b) selskabsskatten, 

c) formueskatten, 

d) erhvervsskatten (Gewerbesteuer), 

e) ejendomsskatten 

(bereiter omtalt som „skatter til Forbunds- 

republikken Tyskland"); 

2. i Kongeriget Danmark: 

a) den ordinaere og ekstraordinaere indkomstskat 
til staten, 

b) formueskatten til staten, 

c) de kommunale indkomstskatter, 

d) folkepensionsbidraget, 

e) somandsskatten, 

f) den sasrlige indkomstskat, 

g) de kirkelige afgifter, 

h) ejendomsskatterne 

(bereiter omtalt som „danske skatter"). 

(4) Denne overenskomst finder ogsä anvendelse pä alle 
skatter af samme eher lignende art, der fremtidig matte 
blive udskrevet ved siden af de gasldende skatter eller i 
stedet for disse. De kompetente myndigheder i de kon- 
traherende stater vil ved slutningen af hvert är give 
hinanden underretning om indträdte aendringer i deres 
skattelove. 

(5) Denne overenskomst finder ikke anvendelse pä 
eengangsskatter af indkomst, forrnue eller formueforo- 
gelse. 

(6) De kompetente myndigheder i de kontraherende 
stater vil i gensidig forstäelse afgore eventuelt opstäede 
tvivlssporgsmäl om, for hvilke skatter overenskomsten 
har gyldighed. 


Artikel 2 

(1) Ved anvendelsen af denne overenskomst geelder 
folgende: 

1. Udtrykket „person" omfatter: 

a) fysiske personer, 

b) juridiske personer; personsammenslutninger 
og formuemasser, der som sädanne beskattes 
som en juridisk person, anses for juridiske 
personer. 

2. a) Ved udtrykket „en person, som er bosat i en 

af de kontraherende stater" forstäs i denne 
overenskomst en person, som i henhold til 
denne stats lovgivning er skattepligtig der 
pä grund af bopeel, ophold, ledelsens seede 
eller et andet lignende forhold, 

b) Hvis en fysisk person i henhold til bestem- 
melsen under a) er bosat i begge de kontra- 
herende stater, gaelder folgende: 

(aa) Den pägaeldende person anses for bosat 
i den kontraherende stat, i hvilken han 
har en fast bolig til rädighed. Säfremt 
han har en fast bolig til rädighed i 
begge kontraherende stater, anses han 
for bosat i den kontraherende stat, med 
hvilken han har de staerkeste personlige 
og okonomiske forbindelser (inidlpunkt 
for sine livsinteresser). 

(bb) Kan det ikke afgores, i hvilken af de 
kontraherende stater personen har midt- 
punkt for sine livsinteresser, eller har 
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sie in keinem der Vertragstaaten über 
eine ständige Wohnstätte, so gilt die 
Person als in dem Vertragstaat ansässig, 
in dem sie ihren gewöhnlichen Aufent- 
halt hat. 

(cc) Hat die Person ihren gewöhnlichen Auf- 
enthalt in beiden oder in keinem der 
Vertragstaaten, so gilt sie als in dem 
Vertragstaat ansässig, dessen Staatsan- 
gehörigkeit sie besitzt. 

(dd) Gehört die Person beiden oder keinem 
der Vertragstaaten an, so werden die 
zuständigen Behörden der Vertragstaa- 
ten die Frage im beiderseitigen Einver- 
nehmen regeln. 

c) Ist nach Buchstabe a eine juristische Person 
in beiden Vertragstaaten ansässig, so gilt sie 
als in dem Vertragstaat ansässig, in dem sich 
der Ort ihrer tatsächlichen Geschäftsleitiing 
befindet. 

3. Der Ausdruck „Unternehmen eines der Vertrag- 
staaten" oder „Unternehmen des anderen 
Staates" bedeutet je nach dem Zusammenhang 
ein gewerbliches Unternehmen, das von einer 
im Königreich Dänemark oder von einer in der 
Bundesrepublik Deutschland ansässigen Person 
betrieben wird. 

4. Der Ausdruck „Betriebstätte'' bedeutet eine 
feste Geschäftseinrichtung, in der die Tätigkeit 
des Unternehmens ganz oder teilweise ausgeübt 
wird. 

a) Als Betriebstätte gelten insbesondere: 

(aa) ein Ort der Leitung, 

(bb) eine Zweigniederlassung, 

(cc) eine Geschäftsstelle, 

(dd) eine Fabrikationsstätte, 

(ee) eine Werkstätte, 

(ff) ein Bergwerk, ein Steinbrudi oder eine 
andere Stätte der Ausbeutung von Bo- 
denschätzen, 

(gg) eine Bauausführung oder Montage, deren 
Dauer zwölf Monate überschreitet. 

b) Als Betriebstätten gelten nicht: 

(aa) die Benutzung von Einrichtungen aus- 
schließlich zur Lagerung, Ausstellung 
oder Auslieferung von dem Unternehmen 
gehörenden Gütern oder Waren; 

(bb) das Unterhalten eines Bestandes von 
dem Unternehmen gehörenden Gütern 
oder Vv^aren ausschließlich zur Lagerung, 
Ausstellung oder Auslieferung; 

(cc) das Unterhalten eines Bestandes von 
dem Unternehmen gehörenden Gütern 
oder Waren ausschließlich zur Bearbei- 
tung oder Verarbeitung durch ein ande- 
res Unternehmen; 

(dd) das Unterhalten einer festen Geschäfts- 
einrichtung ausschließlich zum Einkauf 
von Gütern oder Waren oder zur Be- 
schaffung von Informationen für das 
Unternehmen; 

(ee) das Unterhalten einer festen Geschäfts- 
einrichtung ausschließlich zur Werbung, 
zur Erteilung von Auskünften, zur wis- 
sensdiafllichen Forschung oder zur Aus- 
übung ähnlicher Tätigkeiten, die für das 
Unternehmen vorbereitender Art sind 
oder eine Hilfstätigkeit darstellen. 


hau ikke en fast bolig til rädighed i 
nogen af de kontraherende stater, skal 
han anses for bosat i den kontraherende 
stat, i hvilken han saedvanligvis ophol- 
der sig. 

(cc) Opholder personen sig saedvanligvis i 
begge de kontraherende stater, eller har 
han ikke sadant ophold i nogen af dem, 
anses han for bosat i den kontraherende 
stat, i hvilken han er statsborger. 

(dd) Er personen statsborger i begge de 
kontraherende stater, eller er han ikke 
statsborger i nogen af dem, vil de kom- 
petente myndigheder i de kontraherende 
stater afgore sporgsmalet i gensidig for- 
stäelse. 

c) Hvis en juridisk person efter bestemmelsen 
under a) er bosat i begge de kontraherende 
stater, anses den for bosat i den kontra- 
herende stat, i hvilken dens virkelige ledelse 
har sit saede. 

3. Udtrykket „foretagende i en af de kontraherende 
stater" eller „foretagende i den anden stat" 
betyder alt efter, hvad sammenhaengen kraever, 
et erhvervsforetagende, som drives af en person, 
som er bosat i Kongeriget Danmark eller i For- 
bundsrepublikken Tyskland. 

4. Udtrykket „fast driftssted" betyder et fast for- 
retningssted, hvor foretagendets virksomhed heit 
eller delvis udoves. 

a) Som faste driftssteder anses navnlig: 

(aa) ledelsens saede, 

(bb) en filial, 

(cc) et kontor, 

(dd) en fabrik, 

(ee) et vaerksted, 

(ff) et bjergvaerk, et stenbrud eller et andet 
sted, hvor naturforekoinster udnyttes, 

(gg) et bygnings- eller monteringsarbejde, 
hvis varighed overskrider 12 mäneder, 

b) Som faste driftssteder anses ikke: 

(aa) benyttelsen af indretninger udelukkende 
til oplagring, udstilling eller udlevering 
af foretagende! tilhorende varer, 

(bb) opretholdelsen af et varelagcr, tilhoren- 
de foretagendet, udelukkende til oplag- 
ring, udstilling eller udlevering, 

(cc) opretholdelsen af et varelager, tilhoren- 
de foretagendet, udelukkende til bearbej- 
delse eller foraedliiig gennem et andet 
foretagende, 

(dd) opretholdelsen af et fast forretningssted 
udelukkende med clet formal at foretage 
inclkob af varer eller fremskaffe oplys- 
ninger til forclageiiüGt, 

(ee) opretholdelsen af et fast forretningssted 
udelukkende i rcklameojemed, til ined- 
delelse af oplysninger, til videnskabelig 
forskning eller til udovelsc af lignendc 
virksomhed, som har karakter af eu 
forberedende virksomhed eller af en 
hjuelpevirksomhed for foretagendet. 
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c) Eine Person, die in einem der Vertragstaaten 
für ein Unternehmen des anderen Staates 
tätig ist — mit Ausnahme eines unabhängi- 
gen Vertreters im Sinne des Buchstabens d 
■ — gilt als eine in dem erstgenannten Staate 
belegene Betriebstätte, wenn sie eine Voll- 
macht besitzt, im Namen des Unternehmens 
in diesem Staate Verträge abzuschließen, und 
diese Vollmacht dort gewöhnlich ausübt, es 
sei denn, daß sich ihre Tätigkeit auf den 
Einkauf von Gütern oder Waren für das 
Unternehmen beschränkt. 

d) Ein Unternehmen eines der Vertragstaaten 
wird nicht schon deshalb so behandelt, als 
habe es eine Betriebstätte in dem anderen 
Staate, lediglich weil es dort Geschäftsbe- 
ziehungen durch einen Makler, Kommissionär 
oder einen anderen unabhängigen Vertreter 
unterhält, sofern diese Personen im Rahmen 
ihrer ordentlichen Geschäftstätigkeit handeln. 

e) Die Tatsache, daß eine in einem der Vertrag- 
staaten ansässige Gesellschaft eine Gesell- 
schaft beherrsdit oder von einer Gesellschaft 
beherrscht wird, die in dem anderen Staat 
ansässig ist oder dort (entweder durch eine 
Betriebstätte oder in anderer Weise) Ge- 
schäftsbeziehungen unterhält, macht für sich 
allein die eine der beiden Gesellschaften nicht 
zur Betriebstätte der anderen Gesellschaft. 

f) Ein Gemeinschafts- oder Betriebswechselbahn- 
hof in einem der Vertragstaaten, der auf 
Grund einer Vereinbarung zwischen den bei- 
den Vertragstaaten errichtet worden ist, wird 
nicht als Betriebstätte eines Eisenbahnunter- 
nehmens des anderen Vertragstaates be- 
handelt. 

5. Der Ausdruck „Dividenden" bedeutet Einkünfte 
aus Aktien, Kuxen, Genußscheinen, Anteilen an 
Gesellschaften mit beschränkter Haftung oder 
Genossenschaften, sowie Einkünfte aus der Be- 
teiligung als stiller Gesellschafter, wenn dieser 
nicht am Vermögen des Unternehmens beteiligt 
ist. Als Dividenden gelten auch Ausschüttungen 
auf Anteilscheine einer Kapitalanlagegesell- 
schaft. 

6. Unter dem Ausdruck „zuständige Behörde" ist 
auf seiten des Königreichs Dänemark der Finanz- 
minister und auf seiten der Bundesrepublik 
Deutschland der Bundesminister der Finanzen zu 
verstehen. 

(2) Verlegt eine Person ihren Wohnsitz endgültig von 
dem einen in den anderen Vertragstaat, so endet das 
Besteuerungsrecht des erstgenannten Staates, soweit es 
an den Wohnsitz anknüpft, mit Ablauf des Tages, an dem 
die Wohnsitzverlegung vollzogen ist, bei der Vermögen- 
steuer mit Ende des Kalenderjahres, in dem die Wohn- 
sitzverlegung erfolgt. Im Sinne dieser Vorschrift hat eine 
Person ihren Wohnsitz in dem Vertragstaat, in dem sie 
nach Absatz 1 Ziff. 2 ansässig ist. 

(3) Bei der Anwendung dieses Abkommens durch einen 
der Vertragstaaten wird jeder Begriff, der in diesem Ab- 
kommen nicht bestimmt worden ist, die Auslegung er- 
fahren, die sich aus den Gesetzen ergibt, die in dem 
Vertragstaat in Kraft sind und sich auf Steuern im Sinne 
dieses Abkommens beziehen, falls der Zusammenhang 
keine andere Auslegung erfordert. 

Artikel 3 

(1) Bezieht eine in einem der Vertragstaaten ansässige 
Person Einkünfte aus unbeweglichem Vermögen, so hat 
der Staat das Besteuerungsrecht, in dem dieses Vermögen 
Hegt. 


c) En person, der virker i en af de kontraheren- 
de stater for et foretagcnde i den anden stat 
— med undtagelse af en uafhsengig reprae- 
sentant som nsevnt under d) — skal behand- 
les som et fast driftssted i den forstnaevnte 
stat, hvis han har og ssedvanligvis udover 
en fuldmagt til at indgä aftaler i denne stat 
i foretagendets navn, medmindre hans virk- 
somhed er begraenset til indkob af varer for 
foretagendet. 


d) Et foretagende i en af de kontraherende 
stater anses ikke for at have et fast driftssted 
i den anden stat, blot fordi det opretholder 
forretningsforbindelser der gennem en mseg- 
ler, kommissionaer eher anden uafhaengig 
repraesentant, säfremt disse personer handler 
inden for rammerne af deres saedvanlige for- 
retningsvirksomhed. 

e) Den omstaendighed, at et selskab, der er 
bosat i en af de kontraherende stater, behers- 
ker eller beherskes af et selskab, som er 
bosat i den anden stat, eller der (enten gen- 
nem et fast driftssted eller pä anden mäde), 
opretholder forretningsforbindelser, bevirker 
ikke i sig selv, at det ene af de to selskaber 
anses for et fast driftssted for det andet sels- 
kab. 

f) En i en af de kontraherende stater beliggende 
faelles banegärd (Gemeinschafts- oder Be- 
triebswechselbahnhof), der er oprettet i hen- 
hold til en overenskomst mellem de konlra- 
herende stater, anses ikke for fast driftssted 
for et jernbaneforetagende i den anden kon- 
traherende stat. 

5. Udtrykket „dividender" betyder indkomst af 
aktier, mineaktier (Kuxen), udbyttebeviser (Ge- 
nußscheinen), andele i selskaber med begraenset 
ansvar eller andelsselskaber samt indkomst ved 
deltagelse som stille Interessent, när den pä- 
gaeldende ikke har andel i selskabets formue. 
Som dividender anses ogsä udbytte af andels- 
beviser i et investeringsselskab. 

6. Ved udtrykket „kompetente myndigheder" for- 
stas for Kongeriget Danmarks vedkommende 
finansministeren og for Forbundsrepublikken 
Tysklands vedkommende finansministeren (der 
Bundesminister der Finanzen). 

(2) Flytter en person definitivt sin bopael fra den ene 
kontraherende stat tilden anden, ophorer den forst- 
naevnte stats beskatningsret, for sä vidt den afhaenger 
af bopaelen, med udlobet af den dag, hvor flytningen er 
afsluttet, for sä vidt angär formueskatten med udlobet 
af det kalenderär, i hvilket flytningen har fundet sted. 
Ved anvendelsen af denne bestemmelse anses en person 
for at have bopael i den kontraherende stat, hvor hau i 
henhold til stk. 1, nr. 2, er bosat. 

(3) Ved anvendelsen af denne overenskomst af de 
kontraherende stater skal — medmindre andet folger af 
sammenhaengen — ethvert iidtryk, som ikke er defineret 
i denne overenskomst, have den betydning, som delte 
udtryk har i henhold til de i den pägceldende konlra- 
herende stat gaeldende love om de skatter, der er gen- 
stand for denne overenskomst. 

Artikel 3 

(1) Oppebaerer en person, som er bosat i en af de 
kontraherende stater, indkomst af fast ejendom, har den 
stat beskatningsretten, i hvilken ejendommen er belig- 
gende. 
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(2) Der Ausdrude „unbewegliches Vermögen" bestimmt 
sich nach dem Recht des Vertragstaates, in dem das Ver- 
mögen liegt. Der Begriff umfaßt in jedem Fall das Zu- 
behör zum unbeweglichen Vermögen, das lebende und 
tote Inventar land- und forstwirtschaftlicher Unterneh- 
men, die Rechte, auf die die Vorschriften des Privatrechts 
über Grundstücke Anwendung finden, die Nutzungsrechte 
an unbeweglichem Vermögen sowie die Rechte auf ver- 
änderliche oder feste Vergütungen für die Ausbeutung 
von Mineralvorkommen, Quellen und anderen Boden- 
schätzen,- Schiffe und Luftfahrzeuge gelten nicht als un- 
bewegliches Vermögen. 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten für Einkünfte aus der 
unmittelbaren Nutzung, der Vermietung oder Verpach- 
tung sowie jeder anderen Art der Nutzung unbeweg- 
lidien Vermögens, einschließlich der Einkünfte aus land- 
und forstwirtschaftlichen Unternehmen. Sie gelten ferner 
für Gewinne aus der Veräußerung unbeweglichen Ver- 
mögens. 

(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten auch für Einkünfte aus 
unbeweglichem Vermögen anderer als land- und forst- 
wirtschaftlicher Unternehmen und für Einkünfte aus un- 
beweglichem Vermögen, das der Ausübung eines freien 
Berufes dient. 

Artikel 4 

(1) Bezieht eine in einem der Vertragstaaten ansässige 
Person als Unternehmer oder Milunternehmer Einkünfte 
aus einem gewerblichen Unternehmen, dessen Tätigkeit 
sich auf das Gebiet des anderen Staates erstreckt, so hat 
der andere Staat das Besteuerungsrecht für diese Ein- 
künfte insoweit, als sie auf eine dort befindliche Betrieb- 
stätle des Unternehmens entfallen. Wie Einkünfte aus 
Gewerbebetrieb werden auch Einkünfte aus Beteiligungen 
an einem gewerblichen Unternehmen behandelt mit Aus- 
nahme der Einkünfte, die Dividenden darstellen. 

(2) Der Betriebstätte sind diejenigen Einkünfte zuzu- 
redincn, die sie erzielt hätte, wenn sie sich als selb- 
ständiges Unternehmen mit gleichen oder ähnlichen Ge- 
schäften unter gleichen oder ähnlichen Bedingungen be- 
faßt und Geschäfte wie ein unabhängiges Unternehmen 
getätigt haben würde. Bei der Ermittlung der aus der 
Tätigkeit einer Betriebstätte erzielten Einkünfte ist 
grundsätzlich vom Bilanzergebnis der Betriebstätte aus- 
zugehen. Dabei sollen alle der Betriebstätte zureeben- 
baren Ausgaben einschließlich eines Anteils an den all- 
gemeinen Verwaltungskosten des Unternehmens berück- 
sichtigt, jedoch künstliche Gewinnverlagerungen ausge- 
schlossen werden; insbesondere ist die Vereinbarung 
von Entgelten als Zinsen oder Lizenzgebühren zwischen 
den Betriebstätten desselben Unternehmens unbeachtlich. 
In besonderen Fällen kann bei der Ermittlung der Ein- 
künfte der Betriebstätte der Gesamtgewinn des Unter- 
nehmens aufgeteilt werden. 

(3) Absatz 1 gilt sowohl für die durch unmittelbare 
Verwaltung und Nutzung als auch für die durch Ver- 
mietung, Verpachtung und jede andere Art der Nutzung 
des gewerblichen Unternehmens erzielten Einkünfte, so- 
wie für Einkünfte aus der Veräußerung eines ganzen 
Gewerbebetriebs, eines Teilbetriebs, eines Anteils am 
Unternehmen oder eines Gegenstandes, der im Betriebe 
benutzt wird. 

(4) Absatz 1 ist entsprechend auf die Gewerbesteuer 
anzuwenden, die nach einer anderen Bemessungsgrund- 
lage als den Einkünften erhoben wird. 

(5) Absatz 1 ist nidit dahin aiiszulegen, daß er einen 
der Vertragstaaten hindert, die Einkünfte aus seinem 
Gebiete, die einer in dem anderen Staate ansässigen 
Person zufließen (z. B. Einkünfte aus unbeweglichem 
Vermögen, Dividenden) nach Maßgabe des Abkommens 


(2) Udtrykket „fast ejendom" bestemmes efter lovgiv- 
ningen i den af de kontraherende stater, i hvilken ejen- 
dommen er beliggende. Begrebet omfatter i alle tilfeelde 
tilbehor lil fast ejendom, besaetning og Inventar i land- 
b^ug og skovbrug, rettigheder, pä hvilke de privatretlige 
regier om fast ejendom finder anvendelse, brugsretlig- 
heder til fast ejendom, sävelsom rettigheder til varie- 
rende eller faste ydelser for udnyttelsen af mineral- 
forekomster, kilder og andre naturforekomster; skibe 
og luftfartojer anses ikke for fast ejendom. 


(3) Stykke 1 og 2 finder anvendelse pä indkomst, der 
erhverves ved den umiddelbare udnyttelse, ved ud- 
lejning eller forpagtning sävelsom ved enhver anden 
form for udnyttelse af fast ejendom, herunder indkomst 
ved landbrug og skovbrug. De finder endvidere anven- 
delse pä fortjeneste ved salg af fast ejendom. 

(4) Stykke 1 til 3 finder ogsä anvendelse pä indkomst 
af fast ejendom, der tilhorer andre erhvervsvirksomhe- 
der end landbrug og skovbrug, og pä indkomst af fast 
ejendom, der anvendes ved udovelsen af et frit erhverv. 


Artikel 4 

(1) Oppebosrer en person, der er bosat i en af de kon- 
traherende stater, som indehaver eller deltager indkomst 
fra en erhvervsvirksomhed, hvis virke udstraekker sig til 
den anden stats omräde, har den anden stat beskatnings- 
retten til denne indkomst i det omfang, hvori den kan 
henfores til et der beliggende fast driftssted for fore- 
tagendet. Som indkomst af erhvervsvirksomhed behand- 
les ogsä indkomst ved deltagelse i et foretagende med 
undtagelse af indkomst i form af dividender. 

(2) Til det faste driftssted skal henregnes indkomst, 
som det ville have opnäet, säfremt det som et uafhaen- 
gigt foretagende havde udovet samme eller lignende 
virksornhed under samme eller lignende vilkär og havde 
afsluttet forretninger som et uafhaengigt foretagende, 
Ved fastseettelsen af den indkomst, der er opnäet ved et 
fast driflssteds virksornhed, gär man som hovedregel ud 
fra det fasle driftssleds regnskabsresultat. Herwed skal 
der tages hensyn til alle udgifter, der kan henfores til 
driftsstedet, herunder en andel af foretagendets general- 
omkostninger, dog at der bortses fra kunstige over- 
skudsfordelinger; saerlig tages der ikke hensyn til ved- 
tagelser om betaling af renter eller licensafgifter imel- 
lem et foretagendes faste driftssteder. I saerlige tilfeelde 
kan ved indkomstens opgorelse for det faste driftssted 
foretagendets samlede fortjeneste opdeles. 


(3) Stykke 1 gaelder sävel indkomst, der erhverves ved 
uiniddelbar udnyttelse som indkomst, der erhverves 
ved udleje, bortforpagtning og enhver anden form for 
udnyttelse af erhvervsvirksomheden, samt indkomst ved 
salg af en virksornhed som helhed, eller for en dels ved- 
kommende, af en anpart i virksomheden eller af gen- 
stande, der anvendes i virksomheden. 

(4) Stykke 1 skal pa tilsvarende mäde finde anven- 
delse pä erhvervsskat (Gewerbesteuer), der pälignes pä 
et andet beskatningsgrundlag end indkomsten. 

(5) Stykke 1 skal ikke kunne fortolkes som hindrende 
en af de kontraherende stater i at beskatte indkomst fra 
dens omräde (f. eks. indkomst af fast ejendom, dividen- 
der), der lilflyder en person, som er bosat i den anden 
stat, i overensstemmelse med overenskomstens bestem- 
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ZU besteuern, wenn diese Einkünfte keiner in dem Ge- 
biete des erstgenannten Staates belegenen Betriebstätte 
zuzurechnen sind. 

Artikel 5 

(1) Wenn ein Unternehmen eines der Vertragstaaten 
vermöge seiner Beteiligung an der Geschäftsführung oder 
am finanziellen Aufbau eines Unternehmens des anderen 
Staates mit diesem Unternehmen wirtschaftliche oder 
finanzielle Bedingungen vereinbart oder ihm solche auf- 
erlegt, die von denjenigen abweichen, die mit einem 
unabhängigen Unternehmen vereinbart würden, so 
dürfen Einkünfte, die eines der beiden Unternehmen 
üblicherweise erzielt hätte, aber wegen dieser Bedingun- 
gen nicht erzielt hat, den Einkünften dieses Unterneh- 
mens zugerechnet und entsprechend besteuert werden. 

(2) Absatz 1 gilt sinngemäß im Verhältnis zweier Un- 
ternehmen, an deren Geschäftsführung oder Vermögen 
dieselbe Person unmittelbar oder mittelbar beteiligt ist. 

Artikel 6 

(1) Bezieht eine in einem der Vertragstaaten ansässige 
Person Einkünfte aus dem Betrieb von Seeschiffen oder 
Luftfahrzeugen im internationalen Verkehr, so hat der 
Staat das Besteuerungsrecht, in dem sich der Ort der 
tatsächlichen Geschäftsleitung des Unternehmens be- 
findet. 

(2) Bezieht eine in einem der Vertragstaaten ansässige 
Person Einkünfte aus dem Betrieb von Schiffen, die der 
Binnenschiffahrt dienen, so hat der Staat das Besteue- 
rungsrecht, in dem sich der Ort der tatsächlichen Ge- 
schäftsleitung des Unternehmens befindet. 

(3) Befindet sich der Ort der tatsächlichen Geschäfts- 
leitung eines Unternehmens der See- oder Binnenschiff- 
fahrt an Bord eines Schiffes, so gilt er als in dem Ver- 
tragstaate gelegen, in dem der Heimathafen des Schiffes 
liegt, oder, wenn kein Heimathafen vorhanden ist, in 
dem Vertragstaat, in dem die Person, die das Schiff 
betreibt, ansässig ist. 

(4) Die Absätze 1 und 2 sind entsprechend auf die 
Gewerbesteuer anzuwenden, die nach einer anderen Be- 
messungsgrundlage als den Einkünften erhoben wird. 

Artikel 7 

(1) Bezieht eine in einem der Vertragstaaten ansässige 
Person Einkünfte aus der Veräußerung einer Beteiligung 
an einer Kapitalgesellschaft, die in dem anderen Staat 
ansässig ist, so hat der erstgenannte Staat das Be- 
steuerungsrecht für diese Einkünfte. 

(2) Absatz 1 gilt nicht, wenn ©ine in einem der Ver- 
tragstaaten ansässigen Person eine Betriebstätte in dem 
anderen Staat hat und die Einkünfte durch diese Betrieb- 
stätte erzielt. In diesem Fall hat der andere Staat das 
Besteuerungsrecht für diese Einkünfte. 

Artikel 8 

(1) Bezieht eine in einem der Vertragstaaten ansässige 
natürlidie Person Einkünfte aus einem freien Beruf oder 
aus sonstiger selbständiger Tätigkeit ähnlicher Art, so 
hat dieser Staat das Besteuerungsrecht für diese Ein- 
künfte, es sei denn, daß die Person für die Ausübung 
ihrer Tätigkeit regelmäßig über eine in dem anderen 
Vertragstaate befindliche feste Einrichtung verfügt. Ver- 
fügt sie über eine solche feste Einrichtung, so steht das 
Besteiierungsrecht für den Teil der Einkünfte, der dieser 
Einrichtung zuzurechnen ist, diesem anderen Staate zu. 
Artikel 4 Abs. 3 gilt sinngemäß. 

(2) Abweichend von Absatz 1 steht das Besteuerungs- 
recht für Einkünfte, die berufsmäßige Künstler, wie 
Bühnen-, Film-, Rundfunk- oder Fernsehkünstler und 


melser, hvis disse indkomster ikke kan henfores til et 
inden for den forstnsevnte stats omräde beliggende fast 
driftssted. 

Artikel 5 

(1) I tilfselde, hvor et foretagende i en af de kontra- 
herende stater i kraft af sin deltagelse i ledelsen eller 
finansieringen af et foretagende i den anden stat med 
sidstnaevnte foretagende aftaler kommercielle eller finan- 
sielle vilkär eller pälaegger det sädanne vilkär, som 
afviger fra de vilkär, som ville veere blevet aftalt med et 
uafheengigt foretagende, kan fortjeneste, som et af de to 
foretagender normalt ville have opnäet, men som det pä 
grund af disse vilkär ikke har opnäet, medregnes til 
dette foretagendes indkomst og beskattes i overensstem- 
rnelse hermed. 

(2) Stykke 1 finder tilsvarende anvendelse i forholdet 
mellem to foretagender, i hvis ledelse eller finansiering 
den same person direkte eller indirekte tager del. 

Artikel 6 

(1) Oppebasrer en person, som er bosat i en af de 
kontraherende stater, indkomst fra skibs- eller luftfarts- 
virksomhed i international trafik, har den stat beskat- 
ningsretten, i hvilken foretagendets virkelige ledelse har 
sit saede. 

(2) Oppebaerer en person, som er bosat i en af de kon- 
traherende stater, indkomst af virksomhed ved skibsfart 
pä floder, kanaler og soer, har den stat beskatnings- 
retten, i hvilken foretagendets virkelige ledelse har sit 
saede. 

(3) Säfremt den virkelige ledelse for et foretagende, 
der driver skibsfartsvirksomhed, har sit saede ombord pä 
et skib, skal foretagendet anses for at have sit saede i 
den kontraherende stat, i hvilken det päg^ldende skib 
har sit hjemsted, eller, säfremt et sädant ikke findes, i 
den kontraherende stat, i hvilken rederen er bosat. 

(4) Stykke 1 og 2 finder tilsvarende anvendelse pä 
erhvervsskat (Gewerbesteuer), der pälignes pä et andet 
beskatningsgrundlag end indkomsten. 

Artikel 7 

(1) Oppebaerer en person, som er bosat i en af de 
kontraherende stater, indkomst ved salg af en andel i 
et kapitalselskab, som er bosat i den anden stat, har den 
forstnaevnte stat beskatningsretten til denne indkomst. 

(2) Stykke 1 finder ikke anvendelse, hvis en person, 
som er bosat i en af de kontraherende stater, har et fast 
driftssted i den anden stat og oppebaerer indkomsten gen- 
nem dette driftssted. I dette tilfaelde har den anden stat 
beskatningsretten til denne indkomst. 

Artikel 8 

(1) Oppebaerer en fysisk person, som er bosat i en af 
de kontraherende stater, indkomst ved frit erhverv eller 
ved andet selvstaendigt arbejde af lignende karakter, har 
denne stat beskatningsretten til denne indkomst, med- 
mindre den pägeeldende til udovelse af sin virksomhed 
regelmaessigt har et fast sted til sin rädighed i den anden 
kontraherende stat. Säfremt den pägaeldende räder over 
et sädant fast sted, tilkommer beskatningsretten til den 
del af indkomsten, der kan henfores til dette sted, denne 
anden stat. Artikel 4, stykke 3, gaelder tilsvarende. 

(2) Uanset stykke 1 tilkommer beskatningsretten til 
incikomst, som oppebseres af professionelle kunstnere, 
f. eks. teater-, film-, radio- eller fjernsynskunstnere og 
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Musiker, sowie Sportler aus ihrer in dieser Eigenschaft 
ausgeübten Tätigkeit beziehen, dem Vertragstaate zu, 
in dem sie diese Tätigkeit ausüben. 

(3) Bezieht eine in einem der Vertragstaaten ansässige 
Person Aufsichtsrats- oder Verwaltungsratsvergütungen 
und ähnliche Zahlungen in ihrer Eigenschaft als Mitglied 
des Aufsichts- oder Verwaltungsrates oder als nicht- 
geschäftsführendes Mitglied ähnlicher Organe einer ju- 
ristischen Person, die in dem anderen Vertragstaat an- 
sässig ist, so hat der andere Staat das Besteuerungsrecht 
für diese Vergütungen. 

(4) Wenn einer der Vertragstaaten von dem ihm nach 
den Absätzen 2 und 3 zustehenden Besteuerungsrecht 
nach seiner Gesetzgebung keinen Gebrauch machen kann, 
so hat der andere Staat das Besteuerungsrecht. 

Artikel 9 

(1) Bezieht eine in einem der Vertragstaaten ansässige 
natürliche Person Gehälter, Löhne und ähnliche Ver- 
gütungen aus unselbständiger Arbeit, so hat dieser Staat 
das Besteuerungsrecht für diese Einkünfte, es sei denn, 
daß die Arbeit in dem anderen Staat ausgeübt wird. 
Wird die Arbeit dort ausgeübt, so steht das Besteue- 
rungsrecht für die dafür bezogenen Vergütungen diesem 
anderen Staate zu. 

(2) Abweichend von Absatz 1 steht das Besteuerungs- 
recht für Vergütungen, die eine in einem der Vertrag- 
staaten ansässige natürliche Person für eine in dem an- 
deren Staat ausgeübte unselbständige Arbeit bezieht, 
dem erstgenannten Staate zu, wenn 

a) der Empfänger sich in dem anderen Staat ins- 
gesamt nicht länger als 183 Tage während des 
betreffenden Kalenderjahres aufhält, 

b) die Vergütungen von einem Arbeitgeber oder 
für einen Arbeitgeber gezahlt werden, der nicht 
in dem anderen Staat ansässig ist, und 

c) die Vergütungen nicht vom Gewinn einer Be- 
triebstätte oder einer festen Einrichtung abge- 
zogen werden, die der Arbeitgeber in dem an- 
deren Staate hat. 

(3) Abweichend von den Absätzen 1 und 2 steht das 
Besteuerungsrecht für Vergütungen für Dienstleistungen 
einer in einem der Vertragstaaten ansässigen natürlichen 
Person, die an Bord eines Seeschiffes oder Luftfahrzeuges 
im internationalen Verkehr oder an Bord eines Schiffes, 
das der Binnenschiffahrt dient, erbradit werden, dem 
Staate zu, in dem sich der Ort der tatsächlichen Geschäfts- 
leitung des Unternehmens befindet. 

(4) Abweichend von Absatz 1 können Studenten einer 
Universität, Hodischule oder ähnlichen Lehranstalt eines 
der Vertragstaaten, die gegen Entgelt bei einem Unter- 
nehmen des anderen Staates nicht mehr als 183 Tage 
während eines Kalenderjahres beschäftigt sind, um eine 
praktische Ausbildung zu erhalten, hinsichtlich dieses Ent- 
geltes nur im erstgenannten Staate besteuert werden. 

(5) Wenn einer der Vertragstaaten von dem ihm nach 
den Absätzen 1 und 3 zustehenden Besteuerungsrecht 
nach seiner Gesetzgebung keinen Gebrauch machen kann, 
so hat der andere Staat das Besteuerungsrecht. 

Artikel 10 

(1) Bezieht eine in einem der Vertragstaaten ansässige 
natürliche Person Einkünfte aus Löhnen, Gehältern oder 
ähnlichen Vergütungen, die einer der beiden Staaten 
oder ein Land, eine Gemeinde, ein Gemeindeverband 
oder eine andere juristische Person des öffentlichen 
Rechts eines der beiden Staaten gewährt, so hat der 
Staat der öffentlichen Kasse das Besteuerungsrecht für 
diese Einkünfte. 


musikere samt sportsfolk, ved deres i denne egenskab 
udovede virksomhed, den kontraherende stat, i hvilken 
de udover denne virksomhed. 

(3) Oppebaerer en person, som er bosat i en af de kon- 
traherende stater, bestyrelseshonorarer eller modegodt- 
gorelser og lignende vederlag som medlem af en besty- 
relse eher et reprsesentantskab eller som ikke-forret- 
ningsforende medlem af lignende organer for en juridisk 
person, som er bosat i den anden stat, har den anden 
stat beskatningsretten til disse vederlag. 

(4) Säfremt en af de kontraherende stater pä grund af 
dens lovgivning ikke kan göre brug af beskatningsretten 
i henhold til stykke 2 og stykke 3, har den anden stat 
bestkatningsretten. 

Artikel 9 

(1) Oppebaerer en fysisk person, som er bosat i en af 
de kontraherende stater, gage, Ion og lignende vederlag 
for ikke-selvstaendigt arbejde, tilkommer beskatnings- 
retten til denne indkomst denne stat, medmindre arbej- 
det udfores i den anden stat. Udfores arbejdet der, til- 
kommer beskatningsretten til den derved indtjente ind- 
komst denne anden stat. 

(2) Uanset stykke 1 tilkommer beskatningsretten til 
vederlag, som en fysisk person, der er bosat i en af de 
kontraherende stater, oppebaerer for ikke-selvstaendigt 
arbejde, udfort i den anden stat, den forstnaevnte stat i 
tilfaelde, hvor: 

a) modtageren ikke i det pägaeldende kalenderär 
opholder sig i den anden stat i mere end ialt 
183 dage, 

b) vederiaget betales af eller for en arbejdsgiver, 
der ikke er bosat i den anden stat, og 

c) vederiaget ikke traekkes fra overskudet af et 
fast driftssted eller et fast sted, som arbejds- 
giveren har i den anden stat. 

(3) Uanset stykke 1 og stykke 2 tilkommer beskat- 
ningsretten til vederlag for tjenesteydelser, der af en 
fysisk person, som er bosat i en af de kontraherende 
stater, udfores ombord pd et skib eller et luftfartoj i in- 
ternational trafik eller ombord pä et skib, der udforer 
sejlads pä floder, kanaler og soer, den stat, hvor fore- 
tagendets virkelige ledelse har sit saede. 

(4) Uanset stykke 1 kan studerende ved et universitet, 
en hojere laereanstalt eller lignende i en af de kontra- 
herende stater, som mod vederlag er beskaeftiget i ikke 
over ialt 183 dage inden for et kalenderär hos en virk- 
somhed i den anden stat for at opnä en praktisk uddan- 
nelse, kun beskattes af dette vederlag i den forstnaevnte 
stat. 

(5) Säfremt en af de kontraherende stater pä grund af 
dens lovgivning ikke kan göre brug af beskatningsret- 
ten i henhold til stykke 1 ' og 3, har den anden stat 
beskatningsretten. 

Artikel 10 

(1) Oppebaerer en fysisk person, som er bosat i en af 
de kontraherende stater, indkomst i form af gage, Ion 
eller lignende vederlag, der udbetales af en af staterne 
eller en enkelt stat („Land"), en kommune, et kommunal- 
forbund eller en anden offentligretlig juridisk person i 
en af staterne, har den stat, hvorfra udbetalingen finder 
sted, beskatningsretten til denne indkomst. 
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(2) Ist die natürliche Person Staatsangehöriger des 
Staates, in dem sie ansässig ist, ohne zugleich Staats- 
angehöriger des Staates der öffentlichen Kasse zu sein, 
und übt sie ihre Tätigkeit im erstgenannten Staat aus, 
so hat dieser Staat das Besteuerungsrecht für diese Ein- 
künfte, wenn der Staat der öffentlichen Kasse von dem 
ihm nach Absatz 1 zustehenden Besteuerungsrecht nach 
seiner Gesetzgebung keinen Gebrauch machen kann. 

(3) Auf Entgelte für Dienste, die in Verbindung mit 
einer auf Gewinnerzielung geriditeten gewerblichen 
Tätigkeit eines Vertragstaates oder einer anderen juristi- 
schen Person des öffentlichen Rechts im Sinne des Ab- 
satzes 1 geleistet werden, ist Artikel 9 anzuwenden. 
Löhne, Gehälter und ähnliche Vergütungen, die auf seiten 
der Bundesrepublik Deutschland die Deutsche Bundes- 
post, die Deutsche Bundesbahn, die Deutsche Bundesbank, 
auf seiten des Königreichs Dänemark „Post- og Telegraf- 
vaesenet", „De danske Statsbaner" und „Danmarks Na- 
tionalbank" gewähren, fallen unter die Absätze 1 und 2. 

Artikel 11 

(1) Bezieht eine in einem der Vertragstaaten ansässige 
natürliche Person Wartegelder, Ruhegehälter, Witwen- 
oder Waisenpensionen oder ähnliche wiederkehrende Be- 
züge oder geldwerte Vorteile für frühere Dienstleistun- 
gen, so hat der Staat, in dem die Person ansässig ist, 
das Besteuerungsrecht für diese Einkünfte. 

(2) Abweichend von Absatz 1 steht das Besteuerungs- 
recht für Wartegelder, Ruhegehälter, Witwen- und 
Waisenpensionen oder ähnliche wiederkehrende Bezüge 
oder geldwerte Vorteile für frühere Dienstleistungen, die 
einer der beiden Staaten oder ein Land, eine Gemeinde, 
ein Gemeindeverband oder eine andere juristische Per- 
son des öffentlichen Rechts eines der beiden Staaten 
direkt oder durch Vermittlung einer hierzu eingeschalte- 
ten Institution des öffentlichen Rechts an seine Arbeit- 
nehmer oder deren Hinterbliebene zahlt, diesem Staate 
zu. 

(3) Absatz 2 ist auch anzuwenden auf Pensionen, Leib- 
renten sowie andere wiederkehrende oder nichtwieder- 
kehrende Bezüge, die von einem der Vertragstaaten oder 
einer anderen juristischen Person des öffentlichen Rechts 
im Sinne des Absatzes 2 als Vergütung für einen Scha- 
den gezahlt werden, der als Folge von Kriegshandlungen 
oder politischer Verfolgung entstanden ist. 

Artikel 12 

(1) Bezieht eine in einem der Vertragstaaten ansässige^ 
Person aus dem anderen Staate Dividenden, so hat der 
Staat, in dem die Person ansässig ist, das Besteuerungs- 
recht für diese Einkünfte. 

(2) Soweit in dem anderen Staate die Steuer von Ka- 
pitalerträgen im Abzugsweg (an der Quelle) erhoben 
wird, bleibt das Recht zur Vornahme des Steuerabzugs 
unberührt. 

(3) Der Steuerabzug nach Absatz 2 darf 15 vom Hun- 
dert der Dividenden nicht übersteigen. 

(4) Abweichend von Absatz 3 darf der Steuerabzug 
10 vom Hundert der Dividenden nicht übersteigen, wenn 
die Dividenden von einer in einem der Vertragstaaten 
ansässigen Kapitalgesellschaft an eine in dem anderen 
Staat ansässige Kapitalgesellschaft gezahlt werden, der 
mindestens 25 vom Hundert der stimmberechtigten An- 
teile der erstgenannten Gesellschaft gehören. 

(5) Solange in der Bundesrepublik Deutschland der 
Satz der Körpersdiaftsteuer für ausgeschüttete Gewinne 
niedriger ist als der Steuersatz für nichtausgeschüttete 
Gewinne und der Unterschied 20 vom Hundert oder mehr 
beträgt, darf, abweichend von den Absätzen 3 und 4, in 


(2) Er den fysiske person statsborger i den stat, hvor 
han er bosat, uden samtidig at vsere statsborger i den 
stat, hvorfra udbetalingen finder sted, og udover han sin 
virksomhed i den forstneevnte stat, har denne stat 
beskatningsretten til denne indkomst, säfremt den stat, 
hvorfra udbetalingen finder sted, pä grund af dens lov- 
(jivning ikke kan göre brug af beskatningsretten i hen- 
hold til stykke 1. 

(3) Artikel 9 finder anvendelse pä vederlag for tje- 
nesteydelser, der er preesteret i forbindelse med en virk- 
somhed, der drives erhvervsmasssigt af en af de kontra- 
herende stater eller en anden offentiigretlig juridisk per- 
son som omhandlet i stykke 1. Gage, Ion og lignende 
vederlag, som for sä vidt angär Forbundsrepublikken 
Tyskiand ydes af „die Deutsche Bundespost", „die Deut- 
sche Bundesbahn" og „die Deutsche Bundesbank", og for 
sä vidt angär Kongeriget Danmark af Post- og Telegraf- 
vaesenet. De danske Statsbaner og Danmarks National- 
bank, omfattes af stykke 1 og stykke 2. 

Artikel 11 

(1) Oppebaerer en fysisk person, som er bosat i en af 
de kontraherende stater, ventepenge, pension, herunder 
Pension til enker eller born, eller lignende periodiske 
ydelser eller fordele af pengevaerdi, der udredes for 
tidligere tjenesteydelser, har den stat, hvor den pägael- 
dende person er bosat, beskatningsretten til denne ind- 
komst. 

(2) Beskatningsretten til ventepenge, pension, herunder 
Pension til enker og born, eller lignende periodiske ydel- 
ser eller fordele af pengevaerdi, der for tidligere tjene- 
steydelser udbetales af en af staterne eller en enkelt stat 
(„Land"), en kommune, et kommunalforbund eller en 
anden offentiigretlig juridisk person i en af staterne en- 
ten direkte eller gennem en hertil bemyndiget offentlig- 
retlig Institution til lonmodtagere eller disses efterladte, 
tilkommer, uanset stykke 1, den stat, hvorfra udbetalin- 
gen finder sted. 

(3) Stykke 2 finder tilsvarende anvendelse pä pension, 
livrente og andre periodisk eller ikke periodisk udgäende 
belob, der udbetales af en af de kontraherende stater 
eller en anden offentiigretlig juridisk person som omtalt 
i stykke 2 som godtgorelse for en skade, der er opstäet 
som folge af krigshandiingcr eller politisk forfolgelse. 


Artikel 12 

(1) Oppebaerer en person, som er bosat i en af de kon- 
traherende stater, dividender fra den anden stat, har den 
stat, hvor den pägeeldende person er bosat, beskatnings- 
retten til denne indkomst. 

(2) For sä vidt skatten af kapitalindtcegter i den anden 
stat opkraeves i form af fradrag (ved kilden), berores 
retten til foretagelse af dette skattefradrag ikke. 

(3) Skattefradraget i henhold til stykke 2 mä ikke 
overstige 15 Lo af dividenderne. 

(4) Uanset stykke 3 mä skattefradraget ikke overstige 
10 Vo af dividenderne, hvis dividenderne udbetales af et 
kapitalselskab, der er bosat i en af de kontraherende 
stater, til et kapitalselskab, der er bosat i den anden stat, 
og som ejer mindst 25 “ o af de stemmeberettigede andele 
i det forstnaevnte selskab. 

(5) Sälasnge satsen for selskabsskat i Forbundsrepublik- 
ken Tyskiand er lavere for udloddet indkomst end 
skaLtesatsen for ikke-udloddct indkomst, og forskellen 
udgor 20L'o eller mere, mä skattefradraget i Forbunds- 
republikken Tyskiand — afvigende fra stykke 3 og 
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der Bundesrepublik Deutsdiland der Steuerabzug 25 vom 
Hundert der Dividenden nicht übersteigen, wenn die 
Dividenden von einer in der Bundesrepublik Deutsch- 
land ansässigen Kapitalgesellschaft an eine im Königreich 
Dänemark ansässige Kapitalgesellschaft gezahlt werden, 
der mindestens 25 vom Hundert der Anteile der in der 
Bundesrepublik Deutschland ansässigen Kapitalgesell- 
schaft gehören. 

(6) Die Absätze 1 bis 5 gelten nicht, wenn eine in 
einem der Vertragstaaten ansässige Person eine Be- 
triebstätte in dein anderen Staat hat und die Einkünfte 
durch diese Betriebstätte erzielt. In diesem Fall hat der 
andere Staat das Besteuerungsrecht für diese Einkünfte. 

(7) Die Absätze 3 bis 5 schließen nicht aus, daß Ab- 
zugsteuern zunächst nach den Sätzen erhoben werden, 
die ohne Berücksichtigung des Abkommens anzuwenden 
wären. Soweit die einbehaltene Steuer die Steuer über- 
steigt, die sich bei Anwendung der Vorschriften dieses 
Abkommens ergibt, ist der übersteigende Betrag auf 
Antrag des Gläubigers dieser Beträge zu erstatten. Die 
Erstattung ist vorzunehmen, wenn der Antrag auf Er- 
stattung innerhalb einer Frist von zwei Jahren, be- 
ginnend mit dem Zeitpunkt des Zufließens der Beträge, 
gestellt wird; für Beträge, die vor dem Inkrafttreten des 
Abkommens zugeflossen sind, beginnt diese Frist mit 
dem Zeitpunkt des Inkrafttretens des Abkommens. 


Artikel 13 

(1) Bezieht eine Person, die in einem der Vertrag- 
staaten ansässig ist, aus dem anderen Staate Zinsen, so 
hat der erstgenannte Staat das Besteuerungsrecht für 
diese Einkünfte. 

(2) Zinsen sind Einkünfte aus Darlehen, Obligationen 
(einschließlich der Wandelanleihen und Gewinnobliga- 
tionen) oder aus irgendeiner anderen Schuldverpflichtung. 

(3) Absatz 1 gilt nicht, wenn eine in einem der Ver- 
tragstaaten ansässige Person eine Betriebstätte in dem 
anderen Staat hat und die Einkünfte durch diese Betrieb- 
stätte erzielt. In diesem Fall hat der andere Staat das 
Besteuerungsrecht für diese Einkünfte. 


Artikel 14 

(1) Bezieht eine in einem der Vertragstaaten ansässige 
Person aus dem anderen Staat Einkünfte aus Lizenzge- 
bühren oder anderen Vergütungen für die Benutzung 
oder das Recht auf Benutzung von Urheberrechten, Pa- 
tenten, Gebrauchsmustern, Herstellungsverfahren, Waren- 
zeichen oder ähnlichen Rechten (außer Rechten, die die 
Ausbeutung von Bodenschätzen betreffen), so hat der 
Staat, in dem die Person ansässig ist, das Besteuerungs- 
recht für diese Einkünfte. 

(2) Wie Lizenzgebühren werden Mietgebühren und 
ähnliche Vergütungen für die Überlassung kinematogra- 
phischer Filme (einschließlich der Filme, die für Fernseh- 
sendungen verwendet werden), für die Benutzung ge- 
werblicher, kaufmännischer oder wissenschaftlicher Aus- 
rüstungen oder für die Überlassung gewerblicher Erfah- 
rungen behandelt. 

(3) Absatz 1 gilt auch für die Einkünfte aus der Ver- 
äußerung der dort genannten Rechte. 

(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten nicht, wenn eine in 
einem der Vertragstaaten ansässige Person eine Betrieb- 
stätte in dem anderen Staat hat und die Einkünfte durch 
diese Betriebstätte erzielt. In diesem Fall hat der andere 
Staat das Besteuerungsrecht für diese Einkünfte. 


stykke 4 — ikke overstige 25 Vo af dividenderne, säfremt 
de udbetaies af et i Forbundsrepublikken Tyskland bosat 
kapitalselskab til et i Kongeriget Danmark bosat kapital- 
selskab, som ejer mindst 25®/o af andelene i det i For- 
bundsrepublikken Tyskland bosatte kapitalselskab. 


(6) Stykke 1 til 5 finder ikke anvendelse, hvis en per- 
son, som er bosat i en af de kontraherende stater, har et 
fast driftssted i den anden stat og oppebserer indkomsten 
gennem dette driftssted. I dette tilfaelde har den anden 
stat beskatningsretten til denne indkomst. 

(7) Stykke 3 til 5 udelukker ikke, at skat ved kilden 
kan opkraeves efter de satser, som skulle anvendes, hvis 
man ikke tog hensyn til overenskomsten. Säfremt den 
tilbageholdte skat overstiger den skat, som fremkommer 
ved anvendelsen af bestemmeiserne i denne overens- 
komst, skal det overskydende belob tilbagebetales efter 
ansogning fra den person, der har krav pä dette belob. 
Tilbagebetaling skal finde sted, säfremt andragende 
herom indgives inden for et tidsrum af to är regnet fra 
det tidspunkt, da belobene er tilflydt den pägaeldende; 
for sä vidt angär belob, der er tilflydt ham inden ikraft- 
traedelsen af denne overenskomst, begynder fristen at 
lobe fra det tidspunkt, hvor overenskomsten er trädt i 
kraft. 


Artikel 13 

(1) Oppebeerer en person, som er bosat i en af de kon- 
traherende stater, renter fra den anden stat, har den 
forstngevnte stat beskatningsretten til denne indkomst. 

(2) Ved „renter“ forstas indkomst af län, obligationer 
(herunder konverteringslän [Wandelanleihen] og udbyt- 
teobligationer [Gewinnobligationen]) eller en hvilken 
som helst anden gasldsforpligtelse, 

(3) Stykke 1 finder ikke anvendelse i tilfaelde, hvor en 
person, som er bosat i en af de kontraherende stater, har 
et fast driftssted i den anden stat og oppebserer ind- 
komsten gennem dette driftssted. I dette tilfaelde har den 
anden stat beskatningsretten til denne indkomst. 


Artikel 14 

(1) Oppebserer en person, som er bosat i en af de kon- 
traherende stater, fra den anden stat indkomst i form af 
licensafgifter eller andet vederlag for benyttelsen eller 
retten til benyttelse af ophavsrettigheder, patenter, mon- 
stre, fabrikationsmetoder, varemserker eller lignende 
rettigheder (med undtagelse af rettigheder med hensyn 
til udnyttelse af naturforekomsterj, har den stat, hvor 
den pägaeldende person er bosat, beskatningsretten til 
denne indkomst, 

(2) Som licensafgifter behandles lejeafgifter og lignen- 
de vederlag for overladelse af kinematografiske film 
(herunder film, der anvendes ved fjernsynsudsendelser), 
for benyttelse af industrielt, kommercielt eller viden- 
skabeligt udstyr eller for overladelse af erhversmeessige 
erfaringer. 

(3) Stykke 1 finder ogsä anvendelse pä indkomst ved 
afhaendelse af de der naevnte rettigheder. 

(4) Stykke 1 til 3 finder ikke anvendelse, hvis en per- 
son, som er bosat i en af de kontraherende stater, har et 
fast driftssted i den anden stat og oppebaerer indkomsten 
gennem dette driftssted. I dette tilfaelde har den anden 
stat beskatningsretten til denne indkomst. 
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Artikel 15 

Zählungen, die ein Student, Lehrling, Praktikant oder 
Volontär aus einem der Vertragstaaten, der .sich in 
dem anderen Vertragstaat aussdiließlidi zum Studium 
oder zur Ausbildung aufhält, für seinen Unterhalt, sein 
Studium oder seine Ausbildung erhält, werden in diesem 
anderen Staate nicht besteuert, sofern ihm diese Zahlun- 
gen aus Quellen außerhalb dieses anderen Staates zu- 
fließen. 

Artikel 16 

Bezieht eine in einem der Vertragstaaten ansässige 
Person Einkünfte, für die in den vorhergehenden Artikeln 
keine Regelung über die Zuteilung des Besteuerimgsrechts 
getroffen ist, so hat der Staat, in dem die Person ansässig 
ist, das Besteuerungsrecht für diese Einkünfte. 

Artikel 17 

(1) Das Besteuerungsrecht für unbewegliches Ver- 
mögen im Sinne des Artikels 3 Abs. 2 einer in einem der 
Vertragstaaten ansässigen Person hat der Staat, in dem 
dieses Vermögen liegt. 

(2) Vorbehaltlich des Absatzes 1 hat das Besteuenings- 
recht für Vermögen einer in einem der Vertragstaaten 
ansässigen Person, das Betriebsvermögen einer Betrieb- 
stätte eines Unternehmens darstellt, oder zu einer der 
Ausübung eines freien Berufs dienenden festen Einrich- 
tung gehört, der Vertragstaat, in dem sich die Betrieb- 
stätte oder die feste Einrichtung befindet. 

(3) Das Besteuerungsrecht für Seeschiffe und Luftfahr- 
zeuge im internationalen Verkehr und für Schiffe, die 
der Binnenschiffahrt dienen, sowie für Vermögenswerte, 
die nicht unbewegliches Vermögen darstellen und dem 
Betrieb dieser Schiffe und Luftfahrzeuge dienen, steht 
nur dem Vertragstaate zu, in dem sich der Ort der tat- 
sächlichen Geschäftsleitung des Unternehmens befindet. 

(4) Das Besteuerungsrecht für alle anderen Vermögens- 
teile einer in einem der Vertragstaaten ansässigen Per- 
son steht dem Staate zu, in dem diese Person ansässig ist. 


Artikel 18 

Die Vorschriften der dänischen Gesetze über die Be- 
steuerung unverteilter Erbschaften finden, wenn eine an 
dem Nachlaß beteiligte Person in der Bundesrepublik 
Deutschland ansässig ist, insoweit keine Anwendung, als 
diese Person dort mit den aus der Erbschaft herrühren- 
den Einkünften oder dem daraus herrührenden Vermögen 
nach den Vorschriften dieses Abkommens unmittelbar 
zur Steuer herangezogen werden kann. 

Artikel 19 

(1) Wenn der Staat, in dem die Person ansässig ist, 
nach den vorhergehenden Artikeln für Einkünfte oder 
Vermögensteile das Besteuerungsrecht hat, so darf der 
andere Staat diese Einkünfte oder Vermögensteile nicht 
besteuern. Artikel 12 Abs. 2 bleibt unberührt. 

(2) Ist die Person in der Bundesrepublik Deutschland 
ansässig, so sind bei der Besteuerung in der Bundes- 
republik Deutschland die Einkünfte und Vermögensteile 
aus der Bemessungsgrundlage auszunehmen, für die nach 
den vorhergehenden Artikeln das Königreich Dänemark 
ein Besteuerungsrecht hat. Die Steuern für die Einkünfte 
oder Vermögensteile, die der Bundesrepublik Deutsch- 
land zur Besteuerung überlassen sind, werden jedoch 
nach dem Satz erhoben, der dem Gesamteinkommen oder 
Gesamtvermögen der steuerpflichtigen Person entspricht. 
Dividenden, mit Ausnahme der unter Absatz 3 fallenden 
Dividenden, sind abweichend von Satz 1 nicht aus der 
Bemessungsgrundlage auszunehmen; die von diesen Ein- 


Artikel 15 

Belob, som en studerende, leerling, praktikant eller 
volontor fra en af de kontraherende stater, der opholder 
sig i den anden kontraherende stat udelukkende i Stu- 
die eller uddannelsesojemed, modtager til underhold, Stu- 
dium eller uddannelse, beskattes ikke i denne anden 
stat, for sä vidt de tilflyder ham fra kilder uden for denne 
anden stat. 


Artikel 16 

Oppebaerer en person, som er bosat i en af de kontra- 
herende stater, indkomst, hvorom der ikke i de foregäen- 
de artikler er fastsat regier om beskatningsretten, har 
den stat, hvor den pägaeldende person er bosat, beskat- 
ningsretten til sädan indkomst. 

Artikel 17 

(1) Beskatningsretten til fast ejendom — som besternt i 
artikel 3, stykke 2 — tilhorende en person, som er bosat 
i en af de kontraherende stater, har den stat, i hvilken 
ejendommen er beliggende. 

(2) Med forbehold af stykke 1 skal beskatningsretten 
med hensyn til formue, der tilhorer en person, som er 
bosat i en af de kontraherende stater, og som udgor 
erhvervsformue for et foretagendes faste driftssted eller 
ho rer til et til udovelsen af et frit erhverv tjenende fast 
sted, tilkomme den kontraherende stat, i hvilken det 
faste driftssted eller det faste sted er beliggende. 

(3) Beskatningsretten til skibe og luftfartojer i inter- 
national trafik og til skibe, der anvendes ved skibsfart 
pä floder, kanaler og soer, sävelsom til formueveerdier, 
der ikke bester i fast ejendom, og som anvendes i sädan 
skibs- og luftfartsvirksomhed, tilkommer alene den kon- 
traherende stat, i hvilken foretagendets virkelige ledelse 
har sit saede. 

(4) Beskatningsretten til alle andre formuedele, tilho- 
rende en person, som er bosat i en af de kontraherende 
stater, tilkommer den stat, i hvilken denne person er 
bosat. 

Artikel 18 

Dansk lovgivnings bestemmelser om beskatning af 
uafsluttede dodsboer finder ikke anvendelse, hvis en i 
boet andelsberettiget person er bosat i Forbundsrepu- 
blikken Tyskland, for sä vidt den pägseldende i kratt af 
denne overenskomsts bestemmelser kan beskattes direkte 
der af indkomst eller formue, hidrorende fra boet. 


Artikel 19 

(1) Hvis den stat, hvor en person er bosat, i henhold til 
de foregäende artikler har beskatningsretten til ind- 
komster eller formuedele, mä den anden stat ikke be- 
skatte disse indkomster eller formuedele. Artikel 12, 
stykke 2j berores ikke heraf. 

(2) Säfremt en person er bosat i Forbundsrepublikken 
Tyskland, skal ved beskatningen i Forbundsrepublikken 
Tyskland de indkomster og formuedele, med hensyn til 
hvilke Kongeriget Danmark i henhold til de foregäende 
artikler har en beskatningsret, udgä af beskatningsgnind- 
laget. Skatterne af de indkomster eller formuedele, der 
er overladt Forbimdsrepublikken Tyskland til beskatning, 
skal dog opkraeves efter den skattesats, der svarer til 
den skattepligtige persons samlede indkomst eller sam- 
lede formue. Uanset bestemmelsen i 1. punktum skal 
dividender — bortset fra de dividender, der omfattes af 
stykke 3 — ikke udgä af beskatningsgrundlaget; en af 
disse dividender opkraevet kildeskat skal fradrages i de i 
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künften im Abzugsweg erhobene Steuer wird auf die 
nach einem durchschnittlichen Satze berechneten Steuern 
der Bundesrepublik Deutschland für diese Einkünfte 
angerechnet. 

(3) Anteile an einer im Königreich Dänemark ansässi- 
gen Kapitalgesellschaft, die einer in der Bundesrepublik 
Deutschland ansässigen Kapitalgesellschaft gehören, so- 
wie die auf diese Anteile gezahlten Dividenden sind bei 
der Besteuerung in der Bundesrepublik Deutschland aus 
der Bemessungsgrundlage auszunehmen, wenn die Beteili- 
gung mindestens 25 vom Hundert der stimmberechtigten 
Anteile der im Königreich Dänemark ansässigen Gesell- 
schaft beträgt. 

(4) Ist die Person im Königreich Dänemark ansässig, 
so ist das Königreich Dänemark berechtigt, auch die Ein- 
künfte und Vermögensteile in die Bemessungsgrundlage 
einzubeziehen, für die nach den vorhergehenden Artikeln 
die Bundesrepublik Deutschland ein Besteuerungsrecht 
hat. Das Königreich Dänemark wird von der vom Ge- 
samteinkommen oder Gesamtvermögen errechneten 
Steuer den Teil der Steuer in Abzug bringen, der anteilig 
auf die Einkünfte oder Vermögensteile entfällt, für die 
nach den vorhergehenden Artikeln die Bundesrepublik 
Deutschland ein Besteuerungsrecht hat; jedoch darf der 
Steuerabzug bei den Einkünften aus Dividenden den 
Betrag nicht übersteigen, der in der Bundesrepublik 
Deutschland von den Dividenden als Steuer im Abzugs- 
weg erhoben wird. 

Artikel 20 

(1) Dieses Abkommen berührt nicht den Anspruch auf 
etwaige weitergehende Befreiungen, die nach den all- 
gemeinen Regeln des Völkerrechts oder besonderen Ver- 
einbarungen den diplomatischen oder konsularischen 
Beamten zustehen. Soweit auf Grund solcher weiter- 
gehenden Befreiungen Einkünfte und Vermögen im 
Empfangsstaate nicht besteuert werden, bleibt die Be- 
steuerung dem Entsendestaate Vorbehalten. 

(2) Angehörige einer diplomatischen Vertretung eines 
der Vertragstaaten haben im Empfangsstaat Anspruch 
auf die im Abkommen vorgesehenen Vergünstigungen, 
wenn sie im Entsendestaate mit den Einkünften, die 
ihnen aus dem Empfangsstaate zufließen, und dem Ver- 
mögen im Sinne des Artikels 17 Abs. 4 zu den Steuern 
vom Einkommen und vom Vermögen herangezogen 
werden. 

(3) Internationale Organisationen, ihre Organe und 
Beamten sowie das Personal diplomatischer oder konsu- 
larischer Vertretungen dritter Staaten haben keinen An- 
spruch auf die in den Artikeln 7 bis 18 enthaltenen Ver- 
günstigungen, wenn sie mit den Einkünften, die ihnen 
aus einem der Vertragstaaten zufließen, und mit dem 
Vermögen im Sinne des Artikels 17 Abs. 4 im anderen 
Staate nicht zu den Steuern vom Einkommen und vom 
Vermögen herangezogen werden. 

Artikel 21 

(1) Weist eine in einem der Vertragstaaten ansässige 
Person nach, daß Maßnahmen der Finanzbehörden der 
Vertragstaaten für sie die Wirkung einer Doppelbesteue- 
rung haben oder haben werden, die den Grundsätzen 
dieses Abkommens widerspricht, so kann sie sich, unbe- 
schadet eines innerstaatlichen Rechtsmittels, an die zu- 
ständige Behörde des Vertragstaates wenden, in dem sie 
ansässig ist. 

(2) Werden die Einwendungen für begründet erachtet, 
so soll die nach Absatz 1 zuständige Behörde versuchen, 
sich mit der zuständigen Behörde des anderen Staates zu 
verständigen, um eine Doppelbesteuerung zu vermeiden. 


Forbundsrepublikken Tyskland efter en gennemsnitlig 
skattesats beregnede skatter af disse indkomster. 


(3) Andele i et kapitalselskab, der er bosat i Kongeri- 
get Danmark, og som tilhorer et kapitalselskab, der er 
bosat i Forbundsrepublikken Tyskland, sävelsom de af 
disse andele udredede dividender, skal ved beskatningen 
i Forbundsrepublikken Tyskland udgä af beskatnings- 
grundlaget, hvis andelen udgor mindst 25®/o af de stem- 
meberettigede andele i det selskab, der er bosat i Kon- 
geriget Danmark. 

(4) Sdfremt en person er bosat i Kongeriget Danmark, 
er Kongeriget Danmark berettiget til i beskatningsgrund- 
laget ogsä at medregne de indkomster og formuedele, 
med hensyn til hvilke Forbundsrepublikken Tyskland i 
henhold til de foregaende artikler har en beskatningsret. 
Kongeriget Danmark vil i den af den samlede indkomst 
eller den samlede formue beregnede skat indromme fra- 
drag for den dei af skatten, der forholdsmaessigt falder 
pä de indkomster eller formuedele, med hensyn til hvilke 
Forbundsrepublikken Tyskland i henhold til de foregäen- 
de artikler har en beskatningsret; skattefradraget mä dog 
ved indkomst i form af dividender ikke overstige det 
belob, som i Forbundsrepublikken Tyskland er fradraget 
dividenderne som kildeskat. 


Artikel 20 

(1) Denne overenskomst berorer ikke kravet pä even- 
tuelle videregäende fritagelser, der i henhold til folke- 
rettens almindelige regier eller sserlige overenskomster 
tilkommer diplomatiske eller konsulaere tjenestemaend. 
I det omfang beskatning af indkomst og formue pä grund 
af sädanne videregäende fritagelser ikke Ander sted i 
modtagerstaten, forbeholdes beskatningsretten udsendel- 
sesstaten. 

(2) Medlemmer af en af de kontraherende staters diplo- 
matiske repr^sentation har i modtagerstaten krav pä de 
i overenskomsten omhandlede begunstigelser, hvis de i 
udsendelsesstaten svarer skat af indkomst, som de oppe- 
baerer fra modtagerstaten, og af den i artikel 17, stykke 4, 
omhandlede formue. 


(3) Internationale organisationer, deres organer og 
tjenestemaend samt personalet ved diplomatiske og kon- 
sulaere repraesentationer for en tredje stat har ikke krav 
pä de i artikel 7 til 18 omhandlede begunstigelser, hvis 
de ikke i den anden stat svarer skat af den indkomst, 
som de oppebaerer fra en af de kontraherende stater, og 
af den i artikel 17, stykke 4, omhandlede formue. 


Artikel 21 

(1) Godtgor en person, som er bosat i en af de kontra- 
herende stater, at foranstaltninger trufne af skattemyn- 
dighederne i de kontraherende stater for ham medforer 
eller vil medfore en dobbeltbeskatning, der strider imod 
principperne i denne overenskomst, kan han — uanset 
adgangen til at anvende et internt retsmiddel — rette 
henvendelse til de kompetente myndigheder i den kon- 
traherende stat, hvor han er bosat. 

(2) Anses indsigelsen for begründet, skal den efter 
stykke 1 kompetente myndighed söge at trseffe aftale 
med den kompetente myndighed i den anden stat for at 
undgä en dobbeltbeskatning. 
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Artikel 22 

(1) Die Vertragstaaten werden sich bei der Veranla- 
gung und Erhebung der in Artikel 1 genannten Steuern 
gegenseitig Amts- und Rechtshilfe gewahren. 

(2) Die zuständigen Behörden werden sich insbeson- 
dere die Mitteilungen machen, die ihnen zur Verfügung 
stehen oder die sie sich auf Grund der gesetzlichen Vor- 
schriften beschaffen können und die zur Durchführung 
dieses Abkommens sowie zur Verhinderung der Steuer- 
hinterziehung erforderlich sind. Der Inhalt dieser Mit- 
teilungen ist geheim zu halten und nur solchen Personen 
zugänglich zu machen, die nach den gesetzlichen Vor- 
schriften bei der Festsetzung oder Erhebung der Steuern 
im Sinne dieses Abkommens mitwirken. Diese Personen 
haben die gleiche Verpflichtung zur Geheimhaltung wie 
die zuständigen Behörden. 

(3) Die Vorschriften dieses Artikels dürfen nicht dahin 
ausgelegt werden, daß sie einem der Vertragstaaten die 
Verpflichtung auferlegen, Auskünfte zu erteilen, die nach 
den gesetzlichen Vorschriften eines der Vertragstaaten 
nicht verlangt werden können oder die ein gewerbliches 
oder berufliches Geheimnis verletzen würden. Die Vor- 
schriften des Artikels dürfen auch nicht dahin ausgelegt 
werden, daß sie einem der Vertragstaaten die Verpflich- 
tung auferlegen, Verwaltungsmaßiiahmen durchzuführen, 
die von seinen Vorschriften oder seiner Verwaltungs- 
praxis abweichen. 


Artikel 23 

(1) Die Vertragstaaten werden sich bei einer entspre- 
chend ihren gesetzlichen Vorschriften durchgeführten 
Erhebung der in Artikel 1 genannten Steuern einschließ- 
lich der Steuerzusdiläge, Verspätungszuschläge, Zinsen 
und Kosten gegenseitig Hilfe und Beistand leisten, wenn 
diese Beträge nach den Gesetzen des ersuchenden Staa- 
tes rechtskräftig geschuldet sind. 

(2) Dem Ersuchen sind die Urkunden beizufügen, die 
nach den Gesetzen des ersuchenden Staates erforderlich 
sind, um nachzuweisen, daß die einzuziehenden Beträge 
rechtskräftig gesdiuldet sind. 

(3) Beim Vorliegen dieser Urkunden sind die Zustellun- 
gen, Einziehungs- und Beitreibungsrnaßnahmen in dem 
ersuchten Staate nach den Gesetzen durdizuführen, die 
für die Einziehung und Beitreibung seiner eigenen Steu- 
ern anwendbar sind. Insbesondere sind die Vollstrek- 
kungstitel in der Form auszufertigen, die den gesetz- 
lichen Vorschriften dieses Staates entspricht. Befriedi- 
gungsvorrechte, die in dem ersuchten Staate für 
inländische Steuerforderungen bestehen, gelten nicht für 
die Steuerforderungen, um deren Einziehung ersucht 
wird. 

(4) Bei noch nicht rechtskräftigen Steuerforderungen 
kann der Gläubigerstaat für die Wahrung seiner Rechte 
von dem anderen Staate verlangen, daß die Sicherheits- 
maßnahmen ergriffen werden, die nach den gesetzlichen 
Vorschriflen des anderen Staates zulässig sind. 


Artikel 24 

(1) Die Staatsangehörigen eines der Vertragstaaten 
dürfen in dem anderen Staate keiner Besteuerung oder 
einer damit zusammenhängenden Verpflichtung unter- 
worfen werden, die anders oder belastender ist als die 
Besteuerung und die damit zusammenhängenden Ver- 
pflichtungen, denen die Staatsangehörigen des anderen 
Staates unter gleichen Verhältnissen unterworfen sind 
oder unterworfen werden können. 

(2) Der Begriff „Staatsangehörige'’ im Sinne dieses 
Artikels bedeutet: 


Artikel 22 

(1) De kontraherende stater vil yde hinanden gensidig 
administrativ og retslig bistand ved päligningen og op- 
kraevningen af de i artikel 1 neevnte skatter. 

(2) De kompetente myndigheder vil sasrlig udveksle de 
oplysninger, som stär til deres rädighed, eller som de 
kan fremskaffe i henhold til geeldende love, og som er 
nodvendige for gennemforelsen af bestemmeiserne i 
denne overenskomst og for at forhindre skattesvig. Ind- 
holdet af disse oplysninger skal holdes hemmeligt og 
mä kun gores tilgaengeligt for personer, som efter de 
geeldende lovbestemmelser medvirker ved päligningen 
eller opkreevningen af de skatter, der omhandles i denne 
overenskomst. Disse personer har samme tavshcdspligt 
som de kompetente myndigheder. 

(3) Bestemmeiserne i denne artikel skal ikke kunne 
fortolkes säledes, at der pälsegges nogen af de kontra- 
herende stater pligt til at meddele oplysninger, som ikke 
kan kraeves i medfor af lovgivningen i en af de kontra- 
herende stater eller som ville robe en erhvervsmeessig 
eller faglig hemmelighed. Bestemmeiserne i denne artikel 
skal heller ikke kunne fortolkes säledes, at der pälsegges 
nogen af de kontraherende stater pligt til at foretage 
forvaltningsakter, der strider mod dens retsregler eller 
dens forvaltningspraksis. 


Artikel 23 

(1) De kontraherende stater vil yde hinanden hjaelp og 
bistand ved i overensstemmelse med deres lovgivning at 
opkrseve de i artikel 1 nsevnte skatter, herunder tillaeg 
til skatter, morarenter, renter og omkostninger, när disse 
belob i henhold til lovgivningen i den stat, der anmoder 
oni bistand, er eksigible, 

(2) De dokumenter, som ifolge lovgivningen i den stat, 
der anmoder om bistand, er nodvendige for at godtgore, 
at de belob, der skal inddrives, er eksigible, skal ved- 
isegges begeeringen. 

(3) Pä grundlag af disse dokumenter skal i den stat, til 
hvilken anmodningen er rettet, forkyndelser og forholds- 
regler med hensyn til opkreevning og inddrivelse gen- 
nemfores i overensstemmelse med de lovregler, der gsel- 
der ved opkrsevningen og inddrivelsen af denne stats 
egne skatter. Sserlig skal inddrivelsesforanstaltninger 
foretages i den form, der er fastsat i lovgivningen i 
denne stat. Fortrinsret, som gaelder med hensyn til in- 
denlandske skattekrav i den stat, til hvilken anmodnin- 
gen er rettet, geelder ikke med hensyn til skattekrav, for 
hvilke der anmodes om opkrsevning. 

(4) For sä vidt angär skattekrav, som endnu ikke er 
eksigible, kan den stat, hvem kravet tilkommer, for at 
sikre sine rettigheder kreeve af den anden stat, at den 
traeffer de sikkerhedsforanstaltninger, som er hjemlet i 
den anden stats lovgivning. 


Artikel 24 

(1) Statsborgere i en af de kontraherende stater mä 
ikke i den anden stat underkastes en beskatning eller en 
dermed sammenhaengende forpligtelse, som er anderledes 
eller mere tyngende end den beskatning og de dermed 
sammenhaengende forpligtelser, som statsborgere i den 
anden stat under samme forhold er eller mätte blive 
underkastet. 

(2) Begrebet „statsborger" betyder i henhold til denne 
artikel: 
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1. in bezug auf das Königreich Dänemark: 

alle natürlichen Personen, die die dänische 
Staatsangehörigkeit besitzen; 

2. in bezug auf die Bundesrepublik Deutschland: 

alle Deutsdien im Sinne des Artikels 116 Abs. 1 
des Grundgesetzes für die Bundesrepublik 
Deutschland; 

3. alle juristischen Personen, Personengesellschaf- 
ten und andere Personenvereinigungen, die nach 
dem in einem der Vertragstaaten geltenden 
Recht errichtet worden sind. 

(3) Die Besteuerung einer Betriebstätte, die ein Unter- 
nehmen eines der Vertragstaaten in dem anderen Staat 
unterhält, darf in dem anderen Staate nicht ungünstiger 
sein als die Besteuerung von Unternehmen dieses ande- 
ren Staates, die die gleichen Tätigkeiten ausüben. 

Diese Vorschrift ist nicht dahin auszulegen, daß sie einen 
der Vertragstaaten verpflichtet, den im anderen Staat 
ansässigen Personen Steuerfi eibeträge, -Vergünstigungen 
oder -ermäßigungen auf Grund des Personenstandes oder 
der Familienlasten zu gewähren, die er den in seinem 
Gebiet ansässigen Personen gewährt. 

(4) Die Unternehmen eines der Vertragstaaten, deren 
Kapital ganz oder teilweise, unmittelbar oder mittelbar, 
einer in dem anderen Staat ansässigen Person oder meh- 
reren solchen Personen gehört oder der Kontrolle dieser 
Personen unterliegt, dürfen in dem erstgenannten Staate 
keiner Besteuerung oder einer damit zusammenhängen- 
den Verpflichtung unterworfen werden, die anders oder 
belastender ist als die Besteuerung und die damit zu- 
sammenhängenden Verpflichtungen, denen andere ähn- 
liche Unternehmen des erstgenannten Staates unter- 
worfen sind oder unterworfen werden können, 

(5) In diesem Artikel bedeutet der Ausdruck „Besteue- 
rung" Steuern jeder Art und Bezeichnung. 

Artikel 25 

(1) Die zuständigen Behörden der Vertragstaaten 
werden die Verwaltungsmaßnahmen treffen, die für die 
Anwendung dieses Abkommens, insbesondere für die 
Anwendung der Artikel 12, 22 und 23 notwendig sind. 

(2) Die zuständigen Behörden der Vertragstaaten kön- 
nen bei der Behandlung von Fragen, die sich aus diesem 
Abkommen ergeben, unmittelbar miteinander verkehren. 

(3) Zur Beseitigung von Schwierigkeiten und Zweifeln, 
die bei der Auslegung oder Anwendung dieses Abkom- 
mens auftreten, sowie zur Beseitigung von Härten auf 
Grund einer Doppelbesteuerung in Fällen, die in diesem 
Abkommen nicht geregelt sind, werden sich die zustän- 
digen Behörden verständigen. 

Artikel 26 

(1) Dieses Abkommen gilt hinsichtlich des Königreichs 
Dänemark nicht für die Färöer-Inseln und Grönland. 

(2) Dieses Abkommen kann entweder in seiner Ge- 
samtheit oder mit Änderungen als auf die Färöer-Inseln 
und Grönland anwendbar erklärt werden, sofern in die- 
sen Gebieten Steuern erhoben werden, die den in Ar- 
tikel 1 dieses Abkommens bezeichneten Steuern gleich 
oder ähnlich sind, Zu diesem Zwecke werden das König- 
reich Dänemark und die Bundesrepublik Deutschland 
Noten austauschen. In diesen Noten sind die Änderun- 
gen und die Bedingungen festzulegen (einschließlich 
derer, die sich auf den Zeitpunkt der erstmaligen An- 
wendung und auf die Kündigung beziehen), unter denen 
das Abkommen in den bezeichneten Gebieten anzuwen- 
den ist. 


1. for sä vidt angär Kongeriget Danmark: 

alle fysiske personer, der har dansk statsbor- 
gerret; 

2. for sä vidt angär Forbundsrepublikken Tysk- 
land: 

alle tyskere som omhandlet i artikel 116, stk. 1, 
i grundloven for Forbundsrepublikken Tyskland; 

3. alle juridiske personer, personlige selskaber og 
andre sammenslutninger af personer, der er stif- 
tet i henhold til lovgivningen i en af de kontra- 
herende stater. 

(3) Beskatningen af et fast driftssted, som et foreta- 
gende i en af de kontraherende stater opretholder i den 
anden stat, mä ikke i den anden stat vaere ugunstigere 
end beskatningen af foretagender i denne anden stat, 
der udover samme virksomhed. 

Denne bestemmelse skal ikke fortolkes säledes, at den 
foipligter en af de kontraherende stater til at yde perso- 
ner, som er bosat i den anden stat, de skattefritagelser, 
-begunstigelser eller -lempelser som folge af personlige 
forhold eller forsorgerbyrder, som den indrommer de 
personer, der er bosat inden for dens eget omräde. 

(4) Foretagender i en af de kontraherende stater, hvis 
kapital heit eller delvis, direkte eller indirekte, tilhorer 
en i den anden stat bosat person eller fiere sädanne per- 
soner eller er underlagt disse personers kontrol, mä ikke 
i den forstneevnte stat underkastes en beskatning eller 
en dermed sammenhsengende forpligtelse, der er ander- 
ledes eller mere tyngende end den beskatning og de der- 
med sammenhaengende forpligtelser, som andre lignende 
foretagender i den forstnaevnte stat er eller mätte blive 
underkastet. 

(5) I denne artikel betyder udtrykket „beskatning" 
skatter af enhver art og betegnelse. 

Artikel 25 

(1) De kompetente myndigheder i de kontraherende 
stater skal traeffe de administrative forholdsregler, som 
er nodvendige for gennemforelsen af denne overens- 
konist, scerlig for anvendelsen af artiklerne 12, 22 og 23. 

(2) De kompetente myndigheder i de kontraherende 
stater kan traede i direkte forbindelse med hinanden ved 
behandlingen af sporgsmäl, der opstär i anledning af 
denne overenskomst. 

(3) De kompetente myndigheder vil trasffe saerlige af- 
taler for at lose vanskeligheder og tvivl, der opstär ved 
fortolkningen eller anvendelsen af denne overenskomst, 
og for at undgä urimeligheder som folge af dobbelt- 
beskalning i tilfaelde, for hvilke der ikke er fastsat reg- 
ier i denne overenskomst. 

Artikel 26 

(1) Denne overenskomst gaelder i henseende til Kon- 
geriget Danmark ikke for Faeroerne og Grönland. 

(2) Denne overenskomst kan enten i sin helhed eller 
med aendringer udvides til at geelde for Faeroerne og 
Grönland, for sä vidt der i disse omräder udskrives skat- 
ter af samme eller lignende karakter som de i artikel 1 i 
denne overenskomst naevnte skatter. I dette ojemed vil 
Kongeriget Danmark og Forbundsrepublikken Tyskland 
udveksle noter. I disse noter skal de aendringer og be- 
tingelser fastsaettes (herunder de, der drejer sig om tids- 
punktet for ikrafttraedelse og om opsigelsej, under hvilke 
overenskomsten skal anvendes i de naevnte omräder. 
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Artikel 27 

(1) Dieses Abkommen gilt auch für das Land Berlin, 
sofern nicht die Regierung der Bundesrepublik Deutsch“ 
land gegenüber der Regierung des Königreichs Däne- 
mark innnerhalb von drei Monaten nach Inkrafttreten 
des Abkommens eine gegenteilige Erklärung abgibt. 

(2) Bei der Anwendung des Abkommens auf das Land- 
Berlin gelten die Bezugnahmen auf die Bundesrepublik 
Deutschland auch als Bezugnahmen auf das Land Berlin. 

Artikel 28 

(1) Dieses Abkommen bedarf der Ratifizierung; die 
Ratifizierungsurkunden sollen sobald wie möglich in 
Bonn ausgetauscht werden. 

(2) Dieses Abkommen tritt einen Monat nach Aus- 
tausch der Ratifizierungsurkunden in Kraft. 

(3) Nach dem Inkrafttreten sind die Vorschriften des 
Abkommens anzuwenden: 

1, in der Bundesrepublik Deutschland 

auf die Steuern, die für die Zeit nach dem 

31. Dezember 1957 erhoben werden; 

2. im Königreich Dänemark 

auf die Steuern, die für die Zeit nach dem 

31. März 1958 erhoben werden. 

(4) Artikel 1 1 Abs. 3 ist abweichend von Absatz 3 auf 

die Steuern anzuwenden, die für die Zeit nach dem 

31. März 1955 erhoben werden. 

Artikel 29 

(1) Das zwischen dem Deutschen Reiche und dem 

Königreich Dänemark abgeschlossene vorläufige Abkom- 
men vom 14. Februar 1928 zur Beseitigung der Doppel- 
besteuerung auf dem Gebiete der Einkommen- und Ver- 
mögenbesteuerung und die Vereinbarung vom 16. Dezem- 
ber 1938 zur Durchführung des Artikels 1 dieses Abkom- 
mens werden aufgehoben. 

(2) Diese Vereinbarungen sind letztmals auf die Steu- 
ern anzuwenden, für die dieses Abkommen nach Artikel 
28 Absätze 3 und 4 noch keine Anwendung findet. 

Artikel 30 

Dieses Abkommen bleibt auf unbestimmte Zeit in 
Kraft, jedoch kann jeder der Vertragstaaten am oder vor 
dem 30. Juni eines jeden Kalenderjahres, aber nicht vor 
1962, das Abkommen gegenüber dem anderen Staate 
schriftlich auf diplomatischem Wege kündigen. In diesem 
Fall ist das Abkommen letztmals anzuwenden: 

1. in der Bundesrepublik Deutschland 

auf die Steuern, die für das Kalenderjahr erhoben 
werden, in dem die Kündigung ausgesprochen wird; 

2. im Königreich Dänemark 

auf die Steuern, die für das Steuerjahr erhoben 
werden, das in dem Kalenderjahr beginnt, in dem 
die Kündigung ausgesprochen wird, 

ZU URKUND DESSEN haben die beiderseitigen Be- 
vollmächtigten dieses Abkommen unterschrieben und mit 
ihren Siegeln versehen. 

GESCHEHEN zu Kopenhagen am 30, Januar 1962 in 
zwei Urschriften, jede in deutscher und dänischer Spra- 
che, wobei jeder Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist. 

Für die Bundesrepublik Deutschland: 

Berger 

Für das Königreich Dänemark: 

J, O. K r a g 


Artikel 27 

(1) Denne overenskomst finder ogsä anvendelse pä 
Land Berlin, säfremt Forbundsrepublikken Tysklands 
regering ikke inden 3 mäneder efter overenskomstens 
ikrafttrsedelse afgiver erklaering om det modsatte over 
for Kongeriget Danmarks regering. 

(2) Ved overenskomstens anvendelse pä Land Berlin 
gaelder henvisningerne til Forbundsrepublikken Tysk- 
land ogsä som henvisning til Land Berlin. 

Artikel 28 

(1) Denne overenskomst skal ratificeres; ratifikations- 
dokumenterne skal snarest muligt udveksles i Bonn. 

(2) Denne overenskomst traeder i kraft en mäned efter 
udvekslingen af ratifikationsdokumenterne. 

(3) Efter ikrafttraedelsen finder bestemmeiserne i 
overenskomsten anvendelse: 

1. i Forbundsrepublikken Tyskland 

pä de skatter, der opkraeves for tiden efter den 
Sl.december 1957; 

2, i Kongeriget Danmark 

pä de skatter, der opkraeves for tiden efter den 
31. marts 1958. 

(4) Uanset bestemmelsen i stykke 3 finder artikel 11, 
stykke 3, anvendelse pä de skatter, der opkraeves for 
tiden efter den 31. marts 1955. 

Artikel 29 

(1) Den mellem Kongeriget Danmark og Det tyske 
Rige under 14. februar 1928 afsluttede forelobige over- 
enskomst angäende ophaevelse af dobbeltbeskatning for 
sä vidt angär indkomst- og formuebestkatning og aftalen 
af 16. december 1938 til gennemforelse af artikel 1 i 
naevnte overenskomst ophaeves. 

(2) Disse aftaler skal sidste gang finde anvendelse pä 
de skatter, pä hvilke denne overenskomst i henhold til 
artikel 28, stykke 3 og 4, endnu ikke finder anvendelse. 

Artikel 30 

Denne overenskomst forbliver i kraft pä ubestemt tid, 
idet dog hver af de kontraherende stater den eller for 
den 30. juni i et kalenderär, men tidligst i äret 1962, 
skriftligt ad diplomatisk vej kan opsige overenskomsten 
over for den anden stat. I sä fald finder overenskomsten 
sidste gang anvendelse: 

1. i Forbundsrepublikken Tyskland 

pä de skatter, der opkraeves for det kalenderär, i 
hvilket opsigelsen er sket; 

2. i Kongeriget Danmark 

pä de skatter, der opkraeves for det skatteär, som 
begynder i det kalenderär, i hvilket opsigelsen er 
sket. 

TIL BEKRA.FTELSE HERPÄ har de to staters befuld- 
meegtigede undertegnet denne overenskomst og forsynet 
den med deres segl. 

UDFAlRDIGET i Kobenhavn den 30, januar 1962 i to 
eksemplarer, pä dansk og tysk, säledes at begge tekster 
har samme gyldighed. 

For Kongeriget Danmark; 

J. O. K r ag 

For Forbundsrepublikken Tyskland: 

Berger 
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Denkschrift 


Das vorliegende Abkommen soll mit Wirkung vom 
1. Januar 1958 — in der Bundesrepublik Deutsch- 
land — und vom 1. April 1958 — im Königreich 
Dänemark — (für die Besteuerung der Bezüge im 
Sinne der Artikel 11 Abs. 3 vom 1. April 1955) an 
das zwischen dem Deutschen Reich und dem König- 
reich Dänemark abgeschlossene vorläufige Abkom- 
men vom 14. Februar 1928 zur Beseitigung der 
Doppelbesteuerung auf dem Gebiete der Einkom- 
men- und Vermögenbesteuerung und die Verein- 
barung vom 16. Dezember 1938 zur Durchführung 
des Artikels 1 dieses Abkomens ersetzen. Der Ab- 
schluß eines neuen Abkommens war erforderlich 
geworden, weil die angeführten früheren Doppelbe- 
steuerungsvereinbarungen nicht mehr dem gegen- 
wärtigen Stand der wirtschaftlichen Beziehungen 
zwischen den beiden Staaten und des Rechts der 
internationalen Doppelbesteuerungsverträge ent- 
sprechen. 

Den Verhandlungen, die im Juli 1957 in Kopen- 
hagen begannen und im Mai 1958 und November 
1959 in Bonn fortgesetzt wurden, wurde ein von 
deutscher Seite ausgearbeiteter Entwurf zugrunde 
gelegt. Inhaltlich lehnt sich das Abkommen eng an 
das deutsch-norwegische Doppelbesteuerungsabkom- 
men vom 18. November 1958 an, das seinerseits in 
weitem Umfange dem deutsch-luxemburgischen 
Doppelbesteuerungsabkommen vom 23. August 1958 
(BGBl. 1959 II S. 1270) und dem deutsch-österreichi- 
schen Doppelbesteuerungsabkommen vom 4. Okto- 
ber 1954 (BGBl. 1955 II S. 750) entspricht. Die bis 
zum Abschluß des Doppelbesteuerungsabkommens 
vom Steuerausschuß der OEEC ausgearbeiteten und 
vom Rat der Organisation den Mitgliedstaaten für 
die Aufnahme in Doppelbesteuerungsabkommen 
empfohlenen Mustervorschriften wurden weit- 
gehend berücksichtigt (vgl. Artikel 1 Abs. 1 bis 4 
und 6; Artikel 2 Abs. 1 Nr. 2 und 4 ; Artikel 3; Ar- 
tikel 6 Abs. 1 bis 3; Artikel 8; Artikel 9 Abs. 1 bis 3; 
Artikel 11 Abs. 1 und 2; Artikel 12 Abs. 1; Ar- 
tikel 13 bis 17; Artikel 21 und 24). 

Die Doppelbesteuerung wird nach dem vorliegenden 
Abkommen dadurch vermieden, daß das Besteue- 
rungsrecht an bestimmten Einkünften oder Ver- 
mögensteilen dem Staat, aus dem die Einkünfte 
oder Vermögensteile stammen (Quellenstaat), im 
übrigen dem Staat, in dem der Steuerpflichtige an- 
sässig ist (Wohnsitzstaat), zugeteilt wird. Bei ge- 
wissen Dividendeneinkünften wird in beiden Staaten 
als Wohnsitzstaaten die vom Quellenstaat erhobene 
Steuer angerechnet (Anrechnungsmethode). 

Zu den einzelnen Vorschriften des Abkommens 
wird folgendes bemerkt: 

Zu Artikel 1 

Dieser Artikel bestimmt, für welche Steuern das 
Abkommen gilt. 

Zu Artikel 2 

Dieser Artikel enthält die Definitionen für einige 
im Abkommen verwendete Begriffe. 


Die in Absatz 1 Nr. 2 enthaltene Definition des Be- 
griffs „eine in einem der Vertragstaaten ansässige 
Person" und der in Absatz 1 Nr. 4 definierte Begriff 
„Betriebstätte" entsprechen den Definitionen, die 
vom Steuerausschuß der OEEC ausgearbeitet und 
vom Rat der Organisationen den Mitgliedstaaten 
zur Aufnahme in ihre Doppelbesteuerungsabkom- 
men empfohlen wurde. Zusätzlich wurde unter 
Buchstabe f festgelegt, daß ein Gemeinschafts- oder 
Betriebswechselbahnhof im Sinne dieser Vorschrift 
nicht als Betriebstätte behandelt werden soll. 

Zu Artikel 3 

Dieser Artikel bestimmt, daß Einkünfte aus unbe- 
weglichem Vermögen in dem Staat, in dem das 
unbewegliche Vermögen liegt, besteuert werden 
können. Diese Bestimmung entspricht wörtlich dem 
von der OEEC empfohlenen Musterartikel. 

Zu Artikel 4 

Nach Absatz 1 gilt für die Besteuerung der Ein- 
künfte aus gewerblichen Unternehmen das Betrieb- 
stättenprinzip. 

In Absatz 2 sind Vorschriften für die Ermittlung des 
Gewinns der Betriebstätten enthalten. 

Nach Absatz 4 gilt das Betriebstättenprinzip auch 
für die Gewerbesteuer. 

Absatz 5 stellt das Besteuerungsrecht für die Fälle 
klar, in dessen eine in einem der Vertragstaaten 
ansässige Person Einkünfte aus dem anderen Staate 
bezieht, die nicht einer dort unterhaltenen Betrieb- 
stätte zuzurechnen sind. 

Zu Artikel 5 

Dieser Artikel enthält eine Vorschrift über die 
steuerliche Behandlung der Verlagerung von Ge- 
winnen aus dem einen Vertragstaat in den anderen. 

Zu Artikel 6 

Dieser Artikel enthält eine von dem Betriebstätten- 
prinzip abweichende Regelung für die Besteuerung 
der Gewinne aus dem Betrieb von Seeschiffen, 
Schiffen, die der Binnenschiffahrt dienen, oder Luft- 
fahrzeugen. 

Zu Artikel 7 

Dieser Artikel bestimmt, daß Einkünfte aus der Ver- 
äußerung von Beteiligungen an einer Kapitalgesell- 
schaft in dem Staat besteuert werden können, in 
dem der Anteilseigner ansässig ist. 

Zu Artikel 8 

Dieser Artikel sieht vor, daß Einkünfte aus selb- 
ständiger Arbeit in dem Staat besteuert werden 
können, in dem die Arbeit ausgeübt wird. Ent- 
sprechend dem Betriebstättenprinzip bei Einkünften 
aus gewerblichen Unternehmen ist dieser Staat je- 
doch nur steuerberechtigt, wenn sich der selbstän- 
dig Tätige unter Benutzung einer ihm dort regel- 
mäßig zur Verfügung stehenden ständigen Einrich- 
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tung betätigt. Diese Einschränkung gilt jedoch 
nicht für eine selbständig ausgeübte Tätigkeit von 
Künstlern, wie Bühnen-, Film-, Rundfunk- oder 
Fernsehkünstlern und Musikern sowie Sportlern. 

Aufsichtsratsvergütungen können nach Absatz 3 in 
dem Staat, in dem sich die zahlende Gesellschaft 
befindet, besteuert werden. 

Zu Artikel 9 

Absatz 1 bestimmt, daß Einkünfte aus unselbstän- 
diger Arbeit ebenso wie Einkünfte aus selbständi- 
ger Arbeit in dem Staat besteuert werden können, 
in dem die Arbeit ausgeübt wird. Dieses Prinzip 
wird in den folgenden Absätzen dieses Artikels für 
bestimmte Fälle eingeschränkt. 

Zu Artikel 10 

Dieser Artikel stellt fest, daß Entgelte aus öffent- 
lichen Kassen, die für nichtselbständige Arbeit ge- 
zahlt werden, in dem Staat der öffentlichen Kasse 
besteuert werden können. Allerdings ist dieses 
Prinzip zugunsten des Staates, in dem der Arbeit- 
nehmer ansässig ist, dann eingeschränkt, wenn der 
Arbeitnehmer Staatsangehöriger dieses Staates ist, 
ohne zugleich die Staatsangehörigkeit des Staates 
der öffentlichen Kasse zu besitzen, und der Staat 
der öffentlichen Kasse von dem ihm zustehenden 
Besteuerungsrecht nach seiner Gesetzgebung keinen 
Gebrauch machen kann. 

Zu Artikel 1 1 

Dieser Artikel sieht vor, daß Ruhebezüge grund- 
sätzlich in dem Staat besteuert werden können, in 
dem der Empfänger ansässig ist. Abweichend davon 
steht das Besteuerungsrecht für Ruhebezüge aus 
öffentlichen Kassen dem Staate zu, in dessen Gebiet 
die öffentliche Kasse ihren Sitz hat. Letzteres gilt 
auch für Bezüge, die an Kriegbeschädigte oder 
politisch Verfolgte gezahlt werden. 

Zu Artikel 12 

Dieser Artikel regelt die steuerliche Behandlung der 
Dividenden. Dividenden, die aus einem der Ver- 
tragstaaten an einen im anderen Staat ansässigen 
Steuerpflichtigen gezahlt werden, können hiernach 
grundsätzlich im letztgenannten Staat besteuert 
werden. Soweit der andere Staat {Quellenstaat) von 
Dividenden eine Steuer im Abzugswege (an der 
Quelle) erhebt, bleibt das Recht zur Vornahme des 
Steuerabzugs unberührt. Diese Steuer darf jedoch 
15 V. H. der Dividenden nicht übersteigen. 

Abweichend von dieser allgemeinen Regelung sind 
für Dividenden aus wesentlichen Beteiligungen 
(d. h. Beteiligungen, die mindestens 25 v. H. der 
stimmberechtigten Anteile der Gesellschaft umfassen) 
an Kapitalgesellschaften Sonderregelungen getrof- 
fen worden: Hiernach darf die vom Quellenstaat 
erhobene Steuer von Dividenden, die von einer in 
einem der Vertragstaaten ansässigen Kapitalgesell- 
schaft an eine in dem anderen Staat ansässige 
Kapitalgesellschaft gezahlt werden, höchstens 10 
V. H. betragen. Werden die Dividenden von einer 
in der Bundesrepublik ansässigen Kapitalgesell- 
schaft an eine in Dänemark ansässige Kapitalgesell- 
schaft gezahlt, so darf die Bundesrepublik jedoch 


die Kapitalertragsteuer in Höhe von 25 v. H. der 
Dividenden erheben, solange in der Bundesrepu- 
blik ein gespaltener Körperschaftsteuertarif besteht 
und soweit der Unterschied zwischen dem Körper- 
schaftsteuersatz für nichtausgeschüttete und dem für 
ausgeschüttete Gewinne 20 v. H. oder mehr beträgt. 

Diese für beide Staaten voneinander abweichenden 
Regelungen sind deshalb erforderlich, weil nach 
dem Steuerrecht der Bundesrepublik (im Gegensatz 
zu Dänemark) zur Zeit bei der Körperschaftsteuer 
der ausgeschüttete Gewinn weit günstiger be- 
handelt wird als der nichtausgeschüttete Gewinn. 
Mit Wirkung vom 1. Januar 1958 an ist der Satz 
der deutschen Körperschaftsteuer für ausgeschüttete 
Gewinne um 36 v. H, niedriger als der Satz für 
nichtausgeschüttete Gewinne. Weiterhin war bei 
der Bemessung des Satzes, zu dem die Bundes- 
republik eine Abzugsteuer erheben darf, zu be- 
rücksichtigen, daß eine deutsche Muttergesellschaft, 
die Dividenden von einer deutschen Tochtergesell- 
schaft empfängt, eine Nachsteuer von 36 v. H. zu 
zahlen hat, wenn sie die Dividenden nicht ihrerseits 
weiter ausschüttet; eine ausländische Muttergesell- 
schaft kann aber zu dieser Nachsteuer nicht heran- 
gezogen werden. 

Zu Artikel 13 

Nach dieser Vorschrift können Zinsen grundsätzlich 
in dem Staat besteuert werden, in dem der Gläubi- 
ger der Forderung ansässig ist. 

Zu Artikel 14 

Dieser Artikel weist das Besteuerungsrecht für 
Lizenzgebühren, Vergütungen für die Überlassung 
von Filmen und die Benutzung von gewerblichen, 
kaufmännischen oder wissenschaftlichen Ausrüstun- 
gen oder die Überlassung gewerblicher Erfahrungen 
grundsätzlich dem Staate zu, in dem der Empfänger 
der Vergütungen ansässig ist. 

Zu Artikel 15 

Dieser Artikel enthält eine Befreiungsvorschrift für 
Unterhaltszahlungen, die Studenten, Lehrlinge, 
Praktikanten oder Volontäre beziehen. 

Zu Artikel 16 

Nach diesem Artikel können Einkünfte, für die in 
den vorhergehenden Artikeln noch keine besondere 
Regelung getroffen ist, in dem Staate besteuert 
werden, in dem der Empfänger ansässig ist. Unter 
diese Regelung fallen insbesondere Einkünfte aus 
dritten Staaten. 

Zu Artikel 17 

Dieser Artikel regelt das Besteuerungsrecht für Ver- 
mögen. Seine Vorschriften entsprechen den Rege- 
lungen, die für die Einkünfte aus den einzelnen 
Vermögensteilen getroffen sind. 

Zu Artikel 18 

Die in diesem Artikel enthaltene Sondervorschrift 
war erforderlich, da nach dem dänischen Steuerrecht 
unverteilte Erbschaften (Nachlässe) besondere 
Steuersubjekte sind. 
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Zu Artikel 19 

In den vorgenannten Artikeln wird für bestimmte 
Einkünfte oder Vermögensteile einem der beiden 
Vertragstaaten ein Besteuerungsrecht zugeteilt. Ar- 
tikel 19 des Abkommens ergänzt diese Zuteilungs- 
normen, indem er bestimmt, welches Besteuerungs- 
recht der Vertragstaat hat, der in der in Frage 
kommenden Zuteilungsnorm nicht angesprochen 
wird. 

Wenn nach den vorhergehenden Artikeln bestimmte 
Einkünfte oder Vermögensteile in dem Staat, in 
dem der Steuerpflichtige ansässig ist, besteuert 
werden können, darf nach Absatz 1 dieses Artikels 
der andere Staat (Quellenstaat) grundsätzlich kein 
Besteuerungsrecht ausüben. 

Die Absätze 2 und 4 dieses Artikels bestimmen, auf 
welche Weise der Staat, in dem der Steuerpflichtige 
ansässig ist, die Doppelbesteuerung beseitigt, die 
dadurch entsteht, daß der andere Staat (Quellen- 
staat) gewisse Einkünfte oder Vermögensteile dieses 
Steuerpflichtigen nach dem Abkommen besteuern 
darf. 

Bei Personen, die in der Bundesrepublik ansässig 
sind, werden die Einkünfte oder Vermögensteile 
aus der Bemessungsgrundlage herausgenommen, für 
die nach den vorhergehenden Zuteilungsnormen 
Dänemark ein Besteuerungsrecht hat. Darüber hin- 
aus sind nach Absatz 3 die Anteile an einer in 
Dänemark ansässigen Kapitalgesellschaft, die einer 
in der Bundesrepublik ansässigen Kapitalgesell- 
schaft gehören, sowie die auf diese Anteile ge- 
zahlten Dividenden von den Bemessungsgrundlagen 
der deutschen Steuern auszunehmen, wenn die Be- 
teiligung mindestens 25 v. H. der stimmberechtigten 
Anteile der dänischen Gesellschaft beträgt (Aus- 
dehnung der Schachtelvergünstigung). Im Falle son- 
stiger Dividenden wird die dänische Quellensteuer 
lediglich auf die deutsche Steuer für diese Einkünfte 
angerechnet. 

Bei Einkünften und Vermögensteilen von Steuer- 
pflichtigen, die in Dänemark ansässig sind, wird die 
der Bundesrepublik zustehende Steuer anteilig auf 
die dänische Steuer angerechnet. 

Zu Artikel 20 

Diese Vorschrift stellt fest, daß durch das Abkom- 
men die völkerrechtlichen oder vertragsmäßigen 
Steuerbefreiungen des diplomatischen oder kon- 
sularischen Personals der Vertragstaaten nicht ein- 
geschränkt werden. 

Zu Artikel 21 

Dieser Artikel sieht vor, daß die zuständigen Be- 
hörden der Vertragstaaten versuchen werden, sich 
zu verständigen, wenn ein Steuerpflichtiger be- 
gründete Einwendungen gegen Maßnahmen der 
Steuerbehörden hat, die zu einer Doppelbesteue- 
rung führen. 

Zu den Artikeln 22 und 23 

Diese Artikel enthalten Vorschriften über gegen- 
seitige Amts- und Rechtshilfe bei der Erhebung von 
Steuern im Sinne des Abkommens. 


Zu Artikel 24 

Absatz 1 bestimmt, daß die Staatsangehörigen eines 
der Vertragstaaten, die in dem anderen Staat an- 
sässig sind, im anderen Staat steuerlich den Staats- 
angehörigen dieses Staates gleichgestellt werden. 
Die Absätze 3 und 4 enthalten entsprechende Vor- 
schriften für die Besteuerung von Betriebstätten 
und gewerblichen Unternehmen. 

Der Absatz 5 bestimmt, daß die in diesem Artikel 
enthaltenen Gleichbehandlungsvorschriften für Steu- 
ern jeder Art, also auch für die Steuern gelten, die 
nicht Gegenstand des Abkommens sind. 

Die Vorschrift entspricht dem vom Steuerausschuß 
der OEEC ausgearbeiteten und vom Rat der Orga- 
nisation den Mitgliedstaaten zur Aufnahme in ihre 
Doppelbesteuerungsabkommen empfohlenen Muster- 
artikel. 

Zu Artikel 25 

Absatz 1 bestimmt, daß die zuständigen Behörden 
der Vertragstaaten die für die Anwendung des 
Abkommens notwendigen Verwaltungsmaßnahmen 
treffen werden. 

Absatz 2 bestimmt, daß die zuständigen Behörden 
der Vertragstaaten bei der Behandlung von Fragen, 
die sich aus dem Abkommen ergeben, unmittelbar 
miteinander verkehren können. 

Absatz 3 sieht vor, daß Auslegungsfragen und im 
Abkommen nicht geregelte Doppelbesteuerungsfälle 
von den zuständigen Behörden der Vertragstaaten 
im gegenseitigen Einvernehmen behandelt werden 
sollen. 

Zu Artikel 26 

Die Vorschrift nimmt die Färöer-Inseln und Grön- 
land vom Geltungsbereich des Abkommens aus. 

Zu Artikel 27 

Die Bestimmung enthält die in den von der Bun- 
desrepublik abgeschlossenen Doppelbesteuerungs- 
abkommen übliche Berlin-Klausel. 

Zu Artikel 28 

Absatz 1 und 2 dieses Artikels enthalten die Vor- 
schriften über die Ratifizierung und das Inkraft- 
treten. Absatz 3 bestimmt, daß das Abkommen in 
der Bundesrepublik auf die Steuern, die für das 
Kalenderjahr 1958, in Dänemark auf die Steuern, 
die ab dem 1. April 1958 erhoben werden, anzu- 
wenden ist. Eine Sonderregelung gilt nach Absatz 3 
für die Anwendung des Artikels 11 Abs. 3. 

Zu Artikel 29 

Dieser Artikel enthält die Bestimmung über die 
Aufhebung der bis dahin mit Dänemark gültigen 
Abkommen. 

Zu Artikel 30 

Dieser Artikel enthält die Vorschrift über eine 
etwaige Kündigung des Abkommens. 
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